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Anwesende: 
Vorsitzender:  Bürgermeister Dipl.-Päd. Reinhold Flörl, BA 
Gemeinderäte: Bürgermeister-Stellvertreterin Maria-Elisabeth Dünser, Adam Aigner, 

Martin Dagn, Daniel Dax, Michael Fahringer, Andreas Heim, Kathrin 
Keiler, Johann Knoll, Johann Koch, Peter Landmann, Alexander 
Lechthaler, Gabriele Pertl, Hans-Peter Schwentner 

 
Entschuldigt: Christian Mühlberger, Viktoria Mühlberger, Emanuel Daxer, 
Ersatz:   Rudolf Raubinger (Ersatz für Christian Mühlberger) 
 Herbert Exenberger (Ersatz für Viktoria Mühlberger 
  
Beginn: 19:30 Uhr Ende: 21:06 Uhr 
 
Ort: Sitzungszimmer des Gemeindeamtes Kössen,  

Dorf 14, 6345 Kössen 
 
Schriftführer:  Dr. Bernhard Penz  
 
 

Tagesordnung 

1. Genehmigung der Niederschrift der 34. Gemeinderatssitzung vom 15.10.2025. 
 

2. Beratung und Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfs über die Änderung des 
Flächenwidmungsplans im Bereich der Gst.Nr. 3037/3, KG 82109 Kössen, (Anne Catherine und 
Volker Grüntges) und Beschlussfassung über die diesem Entwurf entsprechende Änderung des 
Flächenwidmungsplans. 

 

3. Beratung und Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfs über die Änderung des 
Flächenwidmungsplans im Bereich der Gst.Nr. 526/1 und 535/8, KG 82109 Kössen, (Andre 
Leitner) und Beschlussfassung über die diesem Entwurf entsprechende Änderung des 
Flächenwidmungsplans. 

 

4. Beratung und Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfs über die Erlassung eines 
Bebauungsplanes im Bereich der Gst.Nr. 526/1 und 535/8, KG 82109 Kössen, (Andre Leitner) 
und gleichzeitige Beschlussfassung über die Erlassung dieses Bebauungsplanes. 

 

 

Niederschrift 

 

35. Gemeinderatssitzung  

19.11.2025 

Bezirk Kitzbühel | A-6345 Kössen | Dorf 14 

Sachbearbeiter: Dr. Bernhard Penz 
T (05375) 6201-10 | F (05375) 6201 – 29 

amtsleitung@koessen.gv.at 
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5. Beratung und Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfs über die Erlassung eines 
Bebauungsplanes im Bereich der Gst.Nr. 148/1, KG 82109 Kössen, (Anton Lehrberger) und 
gleichzeitige Beschlussfassung über die Erlassung dieses Bebauungsplanes. 

 

6. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Erklärung der 
Gemeindestraße „Dorf“ im Ortszentrum der Gemeinde Kössen zur Schulstraße gemäß § 76d 
StVO 1960. 

 

7. Beratung und Beschlussfassung über die Erklärung der Gemeindestraße „Schwabenfeld“ zur 
Wohnstraße gemäß § 76b StVO 1960. 

 

8. Beratung und Beschlussfassung über die Erklärung der Gemeindestraße „Hochau“ zur 
Wohnstraße gemäß § 76b StVO 1960. 

 

9. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 
den Anschluss an die Gemeindewasserversorgungsanlage (Wasserleitungsordnung). 

 

10. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 
die Erhebung von Wasserbenützungsgebühren (Wasserbenützungsgebührenverordnung). 

 

11. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 
die Erhebung von Kanalbenützungsgebühren (Kanalbenützungsgebührenverordnung). 

 

12. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 
die Erhebung von Abfallgebühren (Abfallgebührenverordnung). 

 

13. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 
die Erhebung einer Hundesteuer (Hundesteuerverordnung). 

 

14. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 
die Erhebung einer Ausgleichsabgabe für Stellplätze. 

 

15. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 
die Erhebung einer Ausgleichsabgabe für Spielplätze. 

 

16. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 
die Erhebung von Friedhofsbenützungsgebühren (Friedhofsbenützungsgebührenverordnung). 

 

17. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung 
betreffend die Festsetzung der Hebesätze für die Grundsteuer (Grundsteuerverordnung). 

 

18. Beratung und Beschlussfassung über die Erlassung einer Verordnung gemäß § 3 Abs 6 Tiroler 
Campinggesetz 2001 im Bereich der Gst.Nr. 85 und 86/1, KG 82109 Kössen. 

 

19. Beratung und Beschlussfassung über den Abschluss eines Raumordnungsvertrages hinsichtlich 
der Gst.Nr. 158/2, KG 82109 Kössen. 

 

20. Beratung und Beschlussfassung über die Erteilung der Zustimmung zur Erstreckung der 
Veräußerungsfrist im Zusammenhang mit dem Rechtsgeschäft zur  
Gst.Nr. 1299/8, KG 82109 Kössen. 

 

21. Beratung und Beschlussfassung über die Erteilung der grundsätzlichen Zustimmung zur 
Projektrealisierung bei der Gst.Nr. 87/3, KG 82109 Kössen. 

 

22. Beratung und Beschlussfassung über die Festsetzung der Abgaben, Gebühren und Steuern sowie 
Hebesätze der Gemeinde Kössen ab 01.01.2026. 

 

23. Berichte des Bürgermeisters, der Ausschussobleute und der ReferentInnen. 
 

24. Anträge, Anfragen und Allfälliges. 
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Verlauf:  
 
Der Bürgermeister begrüßt die Anwesenden, stellt die Beschlussfähigkeit fest und eröffnet die 
Sitzung.  
 
Neu angelobt wird das Gemeinderat-Ersatzmitglied Herbert Exenberger. 
 
Der Bürgermeister teilt mit, dass nach der Kundmachung der Tagesordnung für die 35. GR-Sitzung am 
19.11.2025 zusätzlich zu thematisierende Angelegenheiten eingelangt sind bzw. sich neue 
Sachverhaltselemente ergeben haben. Dazu liegen ausreichende Informationen und Unterlagen vor, 
sodass im Rahmen dieser GR-Sitzung eine Befassung mit nachfolgendem Tagesordnungspunkt 
erfolgen kann. 
 
Dieser Tagesordnungspunkt lautet wie folgt: 
 

• Beratung und Beschlussfassung über die Erteilung der Zustimmung zum a) Abschluss 
einer Vereinbarung gemäß § 129 Abs 2 TGO 2001 sowie zur b) Erlassung einer Satzung 
gemäß § 129 Abs 4 TGO 2001 beim Gemeindeverband „Abfallwirtschaftsverband Bezirk 
Kitzbühel“. 

 
Da dieser Verhandlungsgegenstand nicht auf der bekannt gegebenen Tagesordnung angeführt ist, 
darf nach § 35 Abs 3 TGO 2001 nur abgestimmt werden, wenn diesem der Gemeinderat mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder die Dringlichkeit zuerkennt. 
Der Bürgermeister bittet um Abstimmung über die Aufnahme dieses Verhandlungsgegenstandes als 
Tagesordnungspunkt 21a. (Erteilung der Zustimmungen für den Gemeindeverband 
„Abfallwirtschaftsverband Bezirk Kitzbühel“) und beschließt der Gemeinderat mit 16:0 Stimmen, dass 
dieser Verhandlungsgegenstand als Tagesordnungspunkt 21a. (Erteilung der Zustimmungen für den 
Gemeindeverband „Abfallwirtschaftsverband Bezirk Kitzbühel“) in die bestehende Tagesordnung 
aufgenommen wird. 
 
 
 
1. Genehmigung der Niederschrift der 34. Gemeinderatssitzung vom 15.10.2025. 

 
Die Niederschrift der 34. Gemeinderatssitzung vom 15.10.2025 wird mit 15:1 Stimmen (bei der 
Gegenstimme handelt es sich um eine Stimmenthaltung) genehmigt. 
 
 
 

2. Beratung und Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfs über die Änderung des 
Flächenwidmungsplans im Bereich der Gst.Nr. 3037/3, KG 82109 Kössen, (Anne Catherine und 
Volker Grüntges) und Beschlussfassung über die diesem Entwurf entsprechende Änderung des 
Flächenwidmungsplans. 
 
Die Gemeinde Kössen beabsichtigt die Durchführung einer Widmungsänderung im Bereich der 
Gp. 3037/3 KG 82109 Kössen. Die Planung dient der Schaffung der rechtlichen Grundlage zur 
Errichtung einer Grünanlage mit Schwimmteich. Der Änderungsbereich befindet sich gemäß 
örtlichem Raumordnungskonzept in einer entsprechenden Freihaltefläche für Freizeit-, Sport- und 
Erholungsnutzung (FE) mit Index 6 „Bade- und Liegewiesen.“ 
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Der Planungsbereich befindet sich außerhalb von überörtlichen Freihalteflächen. Die 
beabsichtigte Nutzung steht im Einklang mit der umgebenden Siedlungsstruktur. 
Nutzungskonflikte sind daher nicht zu erwarten. 
Die Widmungsfläche weist eine Gesamtfläche von ca. 1496 m² Grundfläche auf und ist zurzeit als 
Sonderfläche Sportanlage gemäß § 50 TROG 2022, mit der Festlegung „Golfplatz 18 Loch“ 
ausgewiesen. 
 
Die Grundparzelle befindet sich im freien Landschaftsraum am östlichen Ende des Golfplatzes 
unmittelbar an der Staatsgrenze. Das dazugehörende Wohnhaus befindet sich auf deutschem 
Staatsgebiet, Reit im Winkl. Die Erschließung erfolgt über die östlich auf deutschem Staatsgebiet 
gelegene Grundparzelle. 
 
Den Bestimmungen des Örtlichen Raumordnungskonzeptes wird entsprochen, indem die 
gegenständliche Umwidmung der Umsetzung der Ziele des Örtlichen Raumordnungskonzeptes im 
Sinne der zweckmäßigen und bodensparenden Nutzung des Baulandes dient. 
 
Gemäß § 36 Abs. 2 TROG 2022 wird daher unter raumordnerischen Gesichtspunkten die folgende 
Änderung des Flächenwidmungsplans der Gemeinde Kössen positiv beurteilt: 
 
Der Gemeinderat fasst mit 16:0 Stimmen folgende Beschlüsse: 
Gemäß § 68 Abs. 3 Tiroler Raumordnungsgesetz 2022 – TROG 2022, LGBl. Nr. 43 idF  
LGBl. Nr. 72/2025, wird der von DI Dr. Erich Ortner ausgearbeitete Entwurf über die Änderung des 
Flächenwidmungsplans der Gemeinde Kössen vom 18.11.2025, Zahl 412-2025-00013, für die 
Dauer von vier Wochen zur öffentlichen Einsichtnahme aufgelegt. 
Gleichzeitig wird gemäß § 68 Abs. 3 lit. d TROG 2022 der Beschluss über die dem Entwurf 
entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplans gefasst. 
 
Umwidmung: 
Grundstück 3037/3 KG 82109 Kössen 
rund 1496 m² 
von Sonderfläche Sportanlage § 50, Festlegung der Art der Sportanlage SFGo: Golfplatz 18 Loch 
in 
Sonderfläche standortgebunden § 43 (1) a SGrSwt: Sonderfläche Grünanlage mit Schwimmteich 
 
Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist 
keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben 
wird. 
 
 
 

3. Beratung und Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfs über die Änderung des 
Flächenwidmungsplans im Bereich der Gst.Nr. 526/1 und 535/8, KG 82109 Kössen, (Andre 
Leitner) und Beschlussfassung über die diesem Entwurf entsprechende Änderung des 
Flächenwidmungsplans. 
 
Aufgrund noch offener Abklärungspunkte wird dieser Tagesordnungspunkt keiner 
Beschlussfassung zugeführt.  
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4. Beratung und Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfs über die Erlassung eines 
Bebauungsplanes im Bereich der Gst.Nr. 526/1 und 535/8, KG 82109 Kössen, (Andre Leitner) 
und gleichzeitige Beschlussfassung über die Erlassung dieses Bebauungsplanes. 
 
Aufgrund noch offener Abklärungspunkte wird dieser Tagesordnungspunkt keiner 
Beschlussfassung zugeführt.  
 
 
 

5. Beratung und Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfs über die Erlassung eines 
Bebauungsplanes im Bereich der Gst.Nr. 148/1, KG 82109 Kössen, (Anton Lehrberger) und 
gleichzeitige Beschlussfassung über die Erlassung dieses Bebauungsplanes. 
 
Die Gemeinde Kössen beabsichtigt die Erlassung eines Bebauungsplanes im Bereich der  
Gp. 148/1, KG 82109 Kössen.  
Der Grundeigentümer beabsichtigt den Abbruch des bestehenden Wohngebäudes und den 
Neubau eines Mehrparteienhauses. Laut vorliegenden Entwurfsplänen sollen insgesamt vier 
Wohneinheiten entstehen. Die Planung dient somit der Schaffung der rechtlichen 
Voraussetzungen zur Umsetzung des Projektes. Zur Ermöglichung des Vorhabens ist die Erlassung 
eines Bebauungsplanes erforderlich. 
 
Der Planungsbereich weist eine Gesamtfläche von ca. 671 m² auf. 
Im Örtlichen Raumordnungskonzept ist der Widmungsbereich als bebaute Fläche für vorwiegend 
Wohnnutzung im Einfluss der Signatur Index W 1, Zeitzone Z 1, und der Bauregel BR 1 
ausgewiesen. 
Der Widmungsbereich ist zurzeit als Wohngebiet gemäß § 38 Abs. 1 ausgewiesen. 
 
Die Grundparzelle befindet sich am Leitweg einem Bereich, der vorwiegend durch 
Einfamilienhäuser geprägt ist. 
Das Planungsgebiet befindet sich gemäß Gefahrenzonenplan der Gemeinde Kössen in keinem 
durch Naturgefahren bedrohten Bereich 
 
Die Erschließung erfolgt über öffentliches Wegegut auf Gp. 4268/1, KG 82109 Kössen Leitweg und 
in weiterer Folge über einen Servitutsweg auf Gp. 150/2, KG 82109 Kössen. 
 
Die maximale Höhenentwicklung des Planungsgebietes wird durch die Festlegung von höchsten 
Gebäudepunkten (HG H) mit 608.0 Meter über Adria im Bereich des Hauptgebäudes und 602.10 
Meter über Adria im Bereich des Gartenhauses und im Bereich des Carports im Norden mit 3.5 
Meter über der Höhenlage begrenzt. 
Durch diese Bestimmungen wird sichergestellt, dass sich die dadurch ermöglichten Baukörper 
hinsichtlich ihrer Ausmaße und Proportionen harmonisch in das Orts- Straßen- und 
Landschaftsbild eingliedern. 
 
Mit der Erlassung des Bebauungsplanes wird sichergestellt, dass sich der dadurch ermöglichte 
Baukörper hinsichtlich seiner Ausmaße und Proportionen harmonisch in das Orts-, Straßen- und 
Landschaftsbild eingliedert. 
 
Der Gemeinderat fasst mit 16:0 Stimmen folgende Beschlüsse: 
Gemäß § 64 Abs. 1 Tiroler Raumordnungsgesetz 2022 – TROG 2022, LGBl. Nr. 43 idF LGBl.  
Nr. 72/2025, wird der von DI Dr. Erich Ortner ausgearbeitete Entwurf über die Erlassung eines 
Bebauungsplans (Plan Nr. BPLKOE_2025_13, datiert mit 18.11.2025) mit Planbezeichnung 
„Leitweg Nr. 25“ für die Dauer von vier Wochen zur öffentlichen Einsichtnahme aufgelegt. 
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Gleichzeitig wird gemäß § 64 Abs. 4 TROG 2022 der Beschluss über die Erlassung dieses 
Bebauungsplans gefasst.  
 
Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist 
keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben 
wird. 
 

6. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Erklärung der 
Gemeindestraße „Dorf“ im Ortszentrum der Gemeinde Kössen zur Schulstraße gemäß § 76d 
StVO 1960 
 
Der Bürgermeister führt aus, dass in der 33. Gemeinderastsitzung vom 17.09.2025 die Anpassung 
der Regularien für die bestehende Schulstraße im Bereich der Gemeindestraße „Dorf“ 
beschlossen worden ist.  
Aufgrund geänderter Regelung im Bereich des Anrainerverkehrs ist eine Anpassung bzw. 
Neugestaltung der Erklärung der Gemeindestraße „Dorf“ im Ortszentrum der Gemeinde Kössen 
zur Schulstraße gemäß § 76d StVO 1960 erforderlich.  
 
Zwischenzeitlich wurde die verkehrstechnische Begutachtung zur Schulstraßenregelung 2025, 
ausgefertigt durch das Ingenieurbüro HE Verkehrsplanung, 6060 Hall in Tirol, überarbeitet und 
finalisiert und wurde dabei festgehalten, dass eine Verkehrsregelung in Form einer Schulstraße 
eine wesentliche Verbesserung der Aspekte der Verkehrssicherheit und der Leichtigkeit und 
Flüssigkeit für den Fußverkehr einerseits ermöglicht und andererseits jedoch den Anrainern sowie 
dem Anrainerverkehr eine ungehinderte Zufahrt zu den Liegenschaften Dorf HNr. 22, 22a, 22b, 
28, 29 und 30, wenngleich auch in Schrittgeschwindigkeit erlaubt.  
 
Da die Kleinkinder persönlich in die Kinderkrippe gebracht werden müssen, ist eine 
Ausnahmeregelung für die private Kinderbringung zur Kinderkrippe erforderlich. Der 
verkehrstechnische Gutachter kommt zum Schluss, dass aufgrund des kleinen Zeitfensters 
morgens von 7:00 bis 08:30 Uhr und mittags von 11:30 bis 13:30 Uhr - währenddessen die 
Schulstraße gültig ist – neben der privaten Kinderbringung zur Kinderkrippe und dem 
Anrainerverkehr zu den Liegenschaften Dorf HNr. 22, 22a, 22b, 28, 29 und 30, von weiteren 
Ausnahmen Abstand genommen werden sollte, um neben einer maximalen Reduktion des 
motorisierten Fahrzeugverkehrs insbesondere auch die Kontrolle zu erleichtern. 
 
Der Vollständigkeit halber führt der Bürgermeister aus, dass innerhalb der verordneten Zeiten in 
einer Schulstraße (i) Radfahren in Schrittgeschwindigkeit, (ii) Gehen auch auf der Fahrbahn, (iii) 
Zu- und Abfahrt von Anwohnerinnen und Anwohnern in Schrittgeschwindigkeit erlaubt ist. 
Außerhalb des verordneten Zeitfensters gelten die allgemeinen Bestimmungen der 
Straßenverkehrsordnung. 
 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 16:0 Stimmen nachfolgende Verordnung über 
die Erklärung der Gemeindestraße „Dorf“ zur Schulstraße gemäß § 76d StVO 1960:  
 

Aufgrund des § 76d Abs. 1 und 2 in Verbindung mit § 94d Abs. 8 lit. d der 
Straßenverkehrsordnung 1960 – StVO 1960, BGBl. 159/1960, zuletzt geändert durch BGBl. 
52/2024, wird verordnet: 
 

§ 1 
Die Gemeindestraße „Dorf“, im Ortszentrum der Gemeinde Kössen, wird gemäß 
Verordnungsplan M 1:500, Plannummer 25-017-03-01-VO, vom 22.10.2025, des 
Ingenieurbüros HE Verkehrsplanung Hirschhuber & Einsiedler FlexCo, zur Schulstraße im Sinne 
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des § 76d Abs. 1 und 2 der Straßenverkehrsordnung 1960 – StVO 1960, BGBl. 159/1960, zuletzt 
geändert durch BGBl. 52/2024 erklärt. 
 
Der Verordnungsplan 

• Plannr. 25-017-03-01-VO; Gemeinde Kössen Schulstraßenregelung im Ortszentrum, 
Verordnungsplan M 1:500, Datum 22.10.2025 

des Ingenieurbüros HE Verkehrsplanung Hirschhuber & Einsiedler FlexCo, bildet einen 
integrierenden Bestandteil dieser Verordnung. 
 

§ 2 
Die Schulstraße gilt an Schultagen in der Zeit von 07:00 Uhr bis 08:30 Uhr und von 11:30 Uhr 
bis 13:30 Uhr, ausgenommen Kinderbringung zur Kinderkrippe und Anrainerverkehr zu den 
Objekten Dorf HNr. 22, 22a, 22b, 28, 29 und 30. 
 

§ 3 
Die Kundmachung der Verordnung erfolgt gemäß § 44 Abs. 1 StVO 1960 durch die Anbringung 
der Hinweiszeichen nach § 53 Abs. 1 Ziffer 26a StVO 1960 „Schulstraße“ mit den Zusatztafeln 
nach § 54 StVO „an Schultagen, 07:00 bis 08:30 Uhr, 11:30 bis 13:30 Uhr“, „ausgenommen 
Kinderbringung zur Kinderkrippe“ sowie „ausgenommen Anrainerverkehr Dorf HNr. 22, 22a, 
22b, 28, 29 und 30“ und § 53 Abs. 1 Ziffer 29 StVO „Ende einer Schulstraße“. 
 
Die Ausdehnung der Schulstraße und die genauen Standorte der Verkehrszeichen sind dem 
Verordnungsplan 

• Plannr. 25-017-03-01-VO; Gemeinde Kössen Schulstraßenregelung im Ortszentrum, 
Verordnungsplan M 1:500, Datum 22.10.2025 

des Ingenieurbüros HE Verkehrsplanung Hirschhuber & Einsiedler FlexCo zu entnehmen. 
 

§ 4 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit der Anbringung der genannten Verkehrszeichen und Zusatztafeln in 
Kraft. 

 
 
 

7. Beratung und Beschlussfassung über die Erklärung der Gemeindestraße „Schwabenfeld“ zur 
Wohnstraße gemäß § 76b StVO 1960. 
 
Der Bürgermeister erläutert, dass nunmehr die baulichen Maßnahmen im Siedlungsgebiet 
Schwabenfeld abgeschlossen sind, sodass der ursprüngliche Plan der Schaffung einer Wohnstraße 
umgesetzt werden kann.   
 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 16:0 Stimmen nachfolgende Verordnung über 
die Erklärung der Gemeindestraße „Schwabenfeld“ zur Wohnstraße gemäß § 76b StVO 1960:  
 

Aufgrund des § 76b Abs. 1 in Verbindung mit § 94d Abs. 8 lit. a der Straßenverkehrsordnung 
1960 – StVO 1960, BGBl. 159/1960, zuletzt geändert durch BGBl. 52/2024, wird verordnet: 
 

§ 1 
Die Gemeindestraße „Schwabenfeld“, im Ortsteil Staffen der Gemeinde Kössen, wird gemäß 
Verordnungsplan M 1:500, Plannummer 25-017-02-02-VO, vom 14.07.2025, des 
Ingenieurbüros HE Verkehrsplanung Hirschhuber & Einsiedler FlexCo, zur Wohnstraße im Sinne 
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des § 76b Abs. 1 der Straßenverkehrsordnung 1960 – StVO 1960, BGBl. 159/1960, zuletzt 
geändert durch BGBl. 52/2024 erklärt. 
 
Der Verordnungsplan 

• Plannr. 25-017-02-02-VO; Gemeinde Kössen Wohnstraßenregelung, Siedlung 
„Schwabenfeld“, Verordnungsplan M 1:500, Datum 14.07.2025 

des Ingenieurbüros HE Verkehrsplanung Hirschhuber & Einsiedler FlexCo, bildet einen 
integrierenden Bestandteil dieser Verordnung. 
 

§ 2 
Die Kundmachung der Verordnung erfolgt gemäß § 44 Abs. 1 StVO 1960 durch die  
Anbringung der Hinweiszeichen nach § 53 Abs. 1 Ziffer 9c StVO 1960 „Wohnstraße“ und  
§ 53 Abs. 1 Ziffer 9d StVO 1960 „Ende einer Wohnstraße“. 
 
Die Ausdehnung der Wohnstraße und die genauen Standorte der Verkehrszeichen sind dem 
Verordnungsplan 

• Plannr. 25-017-02-02-VO; Gemeinde Kössen Wohnstraßenregelung, Siedlung 
„Schwabenfeld“, Verordnungsplan M 1:500, Datum 14.07.2025 

des Ingenieurbüros HE Verkehrsplanung Hirschhuber & Einsiedler FlexCo zu entnehmen. 
 

§ 3 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit der Anbringung der genannten Verkehrszeichen und Zusatztafeln in 
Kraft. 

 
 
 

8. Beratung und Beschlussfassung über die Erklärung der Gemeindestraße „Hochau“ zur 
Wohnstraße gemäß § 76b StVO 1960. 
 
Der Bürgermeister erläutert, dass nunmehr die baulichen Maßnahmen im Siedlungsgebiet Hochau 
weitgehend abgeschlossen sind, sodass der ursprüngliche Plan der Schaffung einer Wohnstraße 
umgesetzt werden kann.   
 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 16:0 Stimmen nachfolgende Verordnung über 
die Erklärung der Gemeindestraße „Hochau“ zur Wohnstraße gemäß § 76b StVO 1960:  
 

Aufgrund des § 76b Abs. 1 in Verbindung mit § 94d Abs. 8 lit. a der Straßenverkehrsordnung 
1960 – StVO 1960, BGBl. 159/1960, zuletzt geändert durch BGBl. 52/2024, wird verordnet: 
 

§ 1 
Die Gemeindestraße „Hochau“, im Ortsteil Bichlach der Gemeinde Kössen, wird gemäß 
Verordnungsplan M 1:500, Plannummer 25-017-02-01-VO, vom 14.07.2025, des 
Ingenieurbüros HE Verkehrsplanung Hirschhuber & Einsiedler FlexCo, zur Wohnstraße im Sinne 
des § 76b Abs. 1 der Straßenverkehrsordnung 1960 – StVO 1960, BGBl. 159/1960, zuletzt 
geändert durch BGBl. 52/2024 erklärt. 
 
Der Verordnungsplan 

• Plannr. 25-017-02-01-VO; Gemeinde Kössen Wohnstraßenregelung, Siedlung 
„Hochau“, Verordnungsplan M 1:500, Datum 14.07.2025 

des Ingenieurbüros HE Verkehrsplanung Hirschhuber & Einsiedler FlexCo, bildet einen 
integrierenden Bestandteil dieser Verordnung. 
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§ 2 

Die Kundmachung der Verordnung erfolgt gemäß § 44 Abs. 1 StVO 1960 durch die  
Anbringung der Hinweiszeichen nach § 53 Abs. 1 Ziffer 9c StVO 1960 „Wohnstraße“ und  
§ 53 Abs. 1 Ziffer 9d StVO 1960 „Ende einer Wohnstraße“. 
 
Die Ausdehnung der Wohnstraße und die genauen Standorte der Verkehrszeichen sind dem 
Verordnungsplan 

• Plannr. 25-017-02-01-VO; Gemeinde Kössen Wohnstraßenregelung, Siedlung 
„Hochau“, Verordnungsplan M 1:500, Datum 14.07.2025 

des Ingenieurbüros HE Verkehrsplanung Hirschhuber & Einsiedler FlexCo zu entnehmen. 
 

§ 3 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit der Anbringung der genannten Verkehrszeichen und Zusatztafeln in 
Kraft. 
 

 
 

9. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 
den Anschluss an die Gemeindewasserversorgungsanlage (Wasserleitungsordnung). 
 
Der Bürgermeister erläutert, dass im Zusammenhang mit der Umstellung der Kundmachungsform 
von Gemeinde-Verordnungen im Rechtsinformationssystem, mit der Aktualisierung der 
Wasserbenützungsgebührenverordnung auch die Verordnung über den Anschluss an die 
Gemeindewasserversorgungsanlage (Wasserleitungsordnung) zu aktualisieren ist.   
 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 16:0 Stimmen nachfolgende Verordnung über 
die Verordnung über den Anschluss an die Gemeindewasserversorgungsanlage 
(Wasserleitungsordnung):  
 
Aufgrund des § 18 Abs. 1 der Tiroler Gemeindeordnung 2001, LGBl. Nr. 36/2001, zuletzt geändert 
durch das Gesetz LGBl. Nr. 35/2025, wird verordnet: 

§ 1 

Betriebszweck 

Die Gemeindewasserversorgungsanlage dient der Versorgung aller Grundstücke des Gemeindegebietes 
im erschließbaren Bereich der Anlage mit Trink-, Nutz- und Löschwasser. 

§ 2 

Anschluss- und Benützungszwang 

(1) Für alle im erschließbaren Bereich der Wasserversorgungsanlage gelegenen bebauten Grundstücke 
der Gemeinde Kössen besteht Anschluss- und Benützungszwang. Der erschließbare Bereich ist das Gebiet, 
das nicht mehr als 100 m vom Ortsnetz (Verteilernetz) der Gemeindewasserversorgungsanlage entfernt ist. 
Außerhalb des erschließbaren Bereiches kann die Gemeinde einen Anschluss an die 
Wasserversorgungsanlage privatrechtlich vereinbaren. 

(2) Die Gemeinde kann jedoch Grundstücken innerhalb des erschließbaren Bereiches der 
Wasserversorgungsanlage den Anschluss verweigern, wenn die Zweckwidmung der Grundstücke eine 
übermäßige Beanspruchung der Gemeindewasserversorgungsanlage erwarten lässt. 

(3) Über Antrag kann eine Befreiung vom Anschluss- und Benützungszwang gewährt werden, wenn 
Gründe der Gesundheitspflege und der Feuersicherheit nicht entgegenstehen. 
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§ 3 

Anmeldung zum Wasserbezug 

(1) Grundstückseigentümer, für die Anschlusspflicht besteht, sind verpflichtet, den Wasserbezug 
schriftlich anzumelden. Grundstückseigentümer, für die Anschlusspflicht nicht besteht, können einen 
schriftlichen Antrag auf Abschluss einer Vereinbarung über einen Anschluss an die Wasserleitung 
einbringen. Grundstückseigentümer, die bis zur Verlautbarung dieser Wasserleitungsordnung einen 
Anschluss erhalten oder Wassergebühren laufend entrichtet haben, gelten auch weiterhin als anschluss- und 
wasserbezugspflichtig. 

(2) Weder bei der Anmeldung noch im Laufe der Belieferung können seitens der Wasserbezieher 
hinsichtlich einer besonderen Beschaffenheit des Wassers, die über die gesetzlich geregelten Parameter für 
Trinkwasser hinausgeht, oder hinsichtlich eines gewünschten Wasserdrucks Ansprüche geltend gemacht 
werden. 

§ 4 

Trennstelle (Übergabestelle) 

Die Trennstelle ist eine gedachte Schnittlinie zwischen der öffentlichen Wasserversorgungsanlage und 
der privaten Wasserleitung des Hausanschlusses. Die Trennstelle (samt Absperrvorrichtung) liegt unmittelbar 
an der Gemeindewasserleitung (incl. Anbohrkupplung). 

§ 5 

Wasseranschluss und Anschlussleitung 

(1) Die Gemeinde oder ein hierzu befugtes und konzessioniertes Unternehmen (unter Aufsicht und 
Absprache mit der Gemeinde) stellt auf Rechnung des Grundstückseigentümers den Anschluss an die 
Gemeindewasserleitung und die Absperrvorrichtung her. Für jedes Gebäude ist nur eine Anschlussleitung 
vorzusehen. Die Anschlussleitung ab der Trennstelle bleibt im Eigentum des Anschlusswerbers. 
Die Ausführung der Anschlussleitung ab der Trennstelle hat der Grundstückseigentümer durch einen 
befugten Gewerbetreibenden nach vorheriger Anzeige bei der Gemeinde auf eigene Rechnung zu 
veranlassen. Die Instandhaltung der Anschlussleitung ab der Trennstelle obliegt dem 
Grundstückseigentümer. 

(2) Der Anschluss vom Verteilernetz in das Haus hat mit drei Absperrvorrichtungen (Hausschieber ab 
Verteilernetz, je eine Absperrvorrichtung vor und nach dem Wasserzähler in einem max. Abstand von 50cm) 
zu erfolgen. 

(3) Die Anbringung von Hinweisschildern für Armaturen, Hydranten und dergleichen auf Anlagen, 
Zäunen und Objekten des Grundstückseigentümers ist von diesem unentgeltlich zu gestatten. 

(4) Die Benützung der Anschlussleitung als Schutzerder für elektrische Anlagen und Geräte ist 
unzulässig. 

(5) Die Gemeinde ist berechtigt, jeden Grundstückseigentümer die Angaben über die 
Grundstücksnummer, Datum der Herstellung des Anschlusses, sowie eine Einmaßskizze anfertigen zu lassen. 
In dieser Einmaßskizze ist die Lage der Anschlussleitung, die Nennweite, der Werkstoff der 
Anschlussleitung, die Art der Abzweigung (z. B. Anbohrung), die Absperrvorrichtungen und die Verlegetiefe 
festzuhalten. Diese Angaben sind unverzüglich nach Erstellung des Hausanschlusses der Gemeinde 
vorzulegen. 

(6) Bei Anschlussleitungen, die in gemeindeeigenen asphaltierten Grundstücken liegen, erfolgt die 
Wiederherstellung der Asphaltdecke durch die Gemeinde auf Kosten des Anschlusswerbers. 

(7) Eine an die Gemeindewasserleitung angeschlossene Verbrauchsanlage des Grundstückseigentümers 
darf in keiner körperlichen oder hydraulisch wirksamen Verbindung mit anderen Wasserversorgungsanlagen 
oder Leitungssystemen (z.B. Eigenversorgungsanlagen, Regen- und Grauwasseranlagen) stehen, auch nicht 
bei Einbau von Absperrvorrichtungen. 

§ 6 

Löschwasserversorgung 

(1) Die an das öffentliche Versorgungsnetz angeschlossenen Hydranten dienen in erster Linie 
Feuerlöschzwecken und dürfen nur von geschulten Personen bedient werden. 

Die Wasserentnahme aus Hydranten zu anderen Zwecken als in § 6 Abs 1 (z. B.: Bewässerung von 
Grünanlagen, Reinigen von Fahrzeugen oder Geräten, Poolbefüllung, Besprengen zur Staubminderung udgl.) 
ist generell verboten. 

(2) Begründete Ausnahmen von dieser Bestimmung bedürfen einer vorherigen zivilrechtlichen 
Vereinbarung mit der Gemeinde. 
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§ 7 

Wasserlieferung 

(1) Die Wasserlieferung erfolgt grundsätzlich ohne Beschränkung. Nach Hauseintritt ist die 
Wasserleitung mit einem Absperrhahn zu versehen. Alle Ausläufe sind mit Sperrhähnen zu versehen. 
Wasserverschwendungen sind zu vermeiden. Öffentliche Brunnen werden nach Bedarf und Wasservorrat 
beliefert. 

(2) Bei einem Wechsel im Eigentum an einem an die Versorgungsleitung angeschlossenen Grundstück 
hat der bisherige Eigentümer den Wasserbezug bei der Gemeinde abzumelden und der neue den 
Wasserbezug anzumelden. 

(3) Die Gemeinde wird Betriebseinschränkungen oder eine Einstellung der Wasserlieferung infolge 
Wassermangels, Betriebsstörung oder betriebsnotwendiger Arbeiten nach Möglichkeit vorher bekannt geben. 
In diesem Zusammenhang steht den Wasserabnehmern ein Schadenersatz nicht zu. 

§ 8 

Wasserzähler 

(1) Der Wasserverbrauch der einzelnen Objekte wird durch Wasserzähler festgestellt. Für jedes 
Grundstück ist ein Wasserzähler vorgesehen. Die Gemeinde kann für bestimmte Objekte Subzähler zulassen. 

(2) Die Wasserzähler werden auf Kosten der Gemeinde angeschafft und auf Kosten der angeschlossenen 
Grundstückseigentümer eingebaut und erhalten. Sie verbleiben im Eigentum der Gemeinde. 

(3) Die Höhe der Zählergebühr richtet sich nach der Wasserbenützungsgebührenverordnung 
(Verordnungsblatt Nr. 12/2025 der Gemeinde Kössen). 

(4) Der Grundstückseigentümer hat für den Einbau des Wasserzählers einen geeigneten Platz kostenlos 
zur Verfügung zu stellen. Der Wasserzähler ist vom Grundstückseigentümer gegen Beschädigungen, 
Verschmutzung, Frost und andere schädliche Einwirkungen zu schützen. Die Entfernung von Plomben ist 
verboten. Jede Beschädigung von Plomben ist der Gemeinde unverzüglich mitzuteilen. 

(5) Der Wasserzähler muss jederzeit ohne Schwierigkeiten abgelesen und ausgewechselt werden 
können. Ist der Zutritt oder die Ablesung nicht möglich, kann die Gemeinde einen geschätzten Verbrauch bis 
zur Beendigung der Behinderung durch den Grundstückseigentümer annehmen. 

(6) Falls vom Grundstückseigentümer die Messgenauigkeit des Wasserzählers angezweifelt wird, kann 
dieser Wasserzähler über Antrag einer Nacheichung zugeführt werden. Ergibt die Nacheichung, dass die 
Messgenauigkeit innerhalb der im Maß- und Eichgesetz festgelegten Fehlergrenze liegt, so trägt die dadurch 
entstandenen Kosten der Grundstückseigentümer, im Übrigen die Gemeinde. 

§ 9 

Zutrittsrecht und Auskunftspflicht 

(1) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, alle für die Feststellung des Wasserverbrauches, die 
Errechnung der Gebühren und die Überprüfung des Zustandes der Anschlussleitung sowie der Wasserzähler 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(2) Die von der Gemeinde mit der Betreuung der öffentlichen Wasserversorgungsanlage beauftragte 
Person (Installateur, Gemeindebediensteter) ist befugt, nach Ausweisung und vorheriger Anmeldung – außer 
bei Gefahr im Verzug - alle Grundstücke, in denen Leitungen verlegt sind, zu betreten. Sie ist insbesondere 
berechtigt, Absperrvorrichtungen zu betätigen und die Betriebsfähigkeit sämtlicher Anlagen zu überprüfen. 

§ 10 

Gebühren 

Für den Anschluss eines Grundstückes an die Gemeindewasserversorgungsanlage und für den laufenden 
Wasserbezug sowie für die Benützung der Wasserzähler erhebt die Gemeinde Gebühren. Art, Fälligkeit und 
Höhe der Gebühren regelt die Wasserbenützungsgebührenverordnung (Verordnungsblatt Nr. 12/2025 der 
Gemeinde Kössen). 

§ 11 

Berechtigte und Verpflichtete 

Die in dieser Verordnung festgelegten Rechte und Pflichten gelten für alle Grundstückseigentümer. Die 
Miteigentümer haften zur ungeteilten Hand. 

§ 12 

Strafbestimmungen 

Verstöße gegen diese Verordnung gelten als Verwaltungsübertretung, die gemäß § 18 Abs. 2 der Tiroler 
Gemeindeordnung 2001 vom Bürgermeister mit einer Geldstrafe bis zu 2.000,- Euro bestraft werden können. 
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§ 13 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Wasserleitungsordnung der 
Gemeinde Kössen vom 25.11.1981, 24.06.1985 und vom 19.12.1997 außer Kraft. 

 
 
 

10. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 
die Erhebung von Wasserbenützungsgebühren (Wasserbenützungsgebührenverordnung). 
 
Der Bürgermeister erläutert, dass im Zusammenhang mit der Umstellung der Kundmachungsform 
von Gemeinde-Verordnungen im Rechtsinformationssystem, die Verordnung über die Erhebung 
von Wasserbenützungsgebühren (Wasserbenützungsgebührenverordnung) zu aktualisieren ist.   
 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 16:0 Stimmen nachfolgende Verordnung über 
die Erhebung von Wasserbenützungsgebühren (Wasserbenützungsgebührenverordnung). 
 
Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 128/2024, wird verordnet: 

§ 1 

Wasserbenützungsgebühren 

(1) Die Gemeinde Kössen erhebt Wasserbenützungsgebühren als Anschlussgebühr, als laufende Gebühr 

und als Zählergebühr. 

(2) Im Fall der Errichtung von Anlageteilen, die zur Verbesserung der Wasserversorgungsanlage des 
gesamten Versorgungsgebietes dienen, wie z. B. die Errichtung von Hochbehältern, neuen Quellfassungen, 
Tiefbrunnen, Pumpanlagen, neuen Wasserleitungen, einer Enthärtungsanlage und dergleichen, kann die 
Gemeinde eine Erweiterungsgebühr vorschreiben. 

§ 2 

Anschlussgebühr 

(1) Die einmalige Anschlussgebühr bemisst sich nach der Summe der Quadratmeter der 
Geschossflächen (Grundrissfläche jeden Geschosses einschließlich der äußeren Begrenzung der 
Umfassungswände) von Keller, Erdgeschoss, sämtlichen Obergeschossen sowie angebauten und 
freistehenden Garagen.  

(2) Bei Wohnungen bzw. ständigen Aufenthaltsräumen im Dachgeschoß sind für die Bemessung der 
einmaligen Anschlussgebühr die Quadratmeter der Grundrissfläche der Wohnung bzw. der Aufenthaltsräume 
einschließlich der äußeren Umfassungswände heranzuziehen.  

(3) Von der Bemessungsgrundlage ausgenommen sind angebaute und freistehende Holzlegen, Remisen, 
Gartenhäuschen, Geräteschuppen, überdachte Autoabstellplätze etc. ohne Wasseranschluss. Verlieren jedoch 
derart genutzte Gebäude oder Gebäudeteile diesen Verwendungszweck durch bauliche Änderungen, so gilt 
dies als Vergrößerung der Bemessungsgrundlage im Ausmaß der tatsächlichen Summe der Geschossflächen. 

(4) Im Falle von Gebäuden oder Gebäudeteilen für Laufställe ist die Bemessungsgrundlage nur zu einem 
Drittel anzurechnen. Verlieren jedoch solche Gebäude oder Gebäudeteile diesen Verwendungszweck durch 
bauliche Änderungen, so gilt dies als Vergrößerung der Bemessungsgrundlage im Ausmaß von zwei Dritteln, 
der tatsächlichen Summe der Geschossflächen.  

(5) Die Anschlussgebühr beträgt einmalig 5,10 Euro pro Quadratmeter der Geschossflächen.  

(6) Der Berechnung der einmaligen Anschlussgebühr für den Anschluss eines bebauten Grundstückes ist 
mindestens eine Bemessungsgrundlage von 200 m² zugrunde zu legen (Mindestanschlussgebühr). Wird zu 
einem späteren Zeitpunkt die Bemessungsgrundlage vergrößert, so wird die Differenz von tatsächlicher 
Bemessungsgrundlage auf die Mindestanschlussgebühr berücksichtigt. Bei Anschluss eines unbebauten 
Grundstückes ist ebenfalls die Mindestanschlussgebühr zu entrichten, wobei bei späterer Bebauung diese 
Mindestanschlussgebühr von der errechneten einmaligen Anschlussgebühr in Abzug zu bringen ist.  

(7) Für Schwimmbecken sowohl im Freien als auch in geschlossenen Räumen ist zusätzlich eine 
Anschlussgebühr von 10 Euro pro Kubikmeter Rauminhalt des Schwimmbeckens zu entrichten.  
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(8) Der Gebührenanspruch entsteht mit dem tatsächlichen Anschluss des Grundstücks an die 
gemeindeeigene Wasserversorgungsanlage, im Fall von baulichen Erweiterungen auf einem bereits 
angeschlossenen Grundstück mit Baubeginn. Als tatsächlich angeschlossen gilt ein Grundstück ab 
erstmaliger Benützbarkeit der Wasserversorgungsanlage. 

§ 3 

Laufende Gebühr, Zählergebühr 

(1) Die laufende Gebühr bemisst sich nach dem mittels Wasserzähler gemessenen 
Wasserverbrauch und beträgt 1,38 Euro pro Kubikmeter.  

(2) Die Zählergebühr beträgt je nach Durchflussgröße bzw. Art: 

für einen 2,5 m³ Wasserzähler   19,80 Euro pro Jahr 

für einen 10 m³ Wasserzähler   33,10 Euro pro Jahr 

für einen 60 m³ Wasserzähler   66,30 Euro pro Jahr 

für einen 80 m³ Wasserzähler   79,50 Euro pro Jahr 

für einen Ultraschallzähler   92,80 Euro pro Jahr 

(3) Der Gebührenanspruch entsteht jeweils mit der Benützung der gemeindeeigenen 
Wasserversorgungsanlage. 

(4) Die Zählergebühr ist entsprechend der Größe des Wasserzählers als Jahresbetrag im 1. Quartal 
vorzuschreiben.  

(5) Die laufende Gebühr ist quartalsweise vorzuschreiben. 

(6) Der mittels Wasserzähler festgestellte Wasserverbrauch stellt die Bemessungsgrundlage für die 
Endabrechnung der Wassergebühr dar. Wird laut Wasserzähler der Wasserverbrauch von 50 m³ nicht 
erreicht, kommt die Mindestabnahmemenge von 50 m³ pro Objekt und Jahr zur Anrechnung.  

(7) Störungen oder Beschädigungen von Wasserzähler sind der Gemeinde unverzüglich anzuzeigen. 
Ergibt eine Prüfung durch die Gemeinde, dass ein Wasserzähler außer Funktion ist und besteht der 
begründete Verdacht, dass dieser Umstand vom Eigentümer wissentlich der Gemeinde nicht angezeigt 
wurde, so ist die Gemeinde berechtigt, einen geschätzten Verbrauchswert des betreffenden Zeitabschnittes 
des Vorjahres zu Grunde zu legen, wobei ein Wechsel in der Anzahl der Personen zu berücksichtigen ist. Ist 
eine Schätzung nicht möglich wird ein Jahresverbrauch mit 50 m³ pro Person und Jahr festgesetzt. 

(8) Für Neubauten wird bis zur Bezugsfertigstellung bzw. Einbau des Wasserzählers Bauwasser 
berechnet. 

(9) Der Bauwasserbezug wird nach Fertigstellung des Bauvorhabens dem Gebührenschuldner 
vorgeschrieben. Pro zehn Kubikmeter der Baumasse nach § 2 Abs. 5 des Tiroler Verkehrsaufschließungs- 
und Ausgleichsabgabengesetz – TVAG 2011 wird einmalig ein Kubikmeter Wasserverbrauch als Pauschale 
angerechnet. 

§ 4 

Erweiterungsgebühr 

(1) Als Bemessungsgrundlage für die Erweiterungsgebühr gilt § 2 Abs. 1 und 2 sinngemäß. 

(2) Die Höhe der Erweiterungsgebühr wird vom Gemeinderat festgesetzt. 

§ 5 

Gebührenschuldner 

Schuldner der Wasserbenützungsgebühren ist der Eigentümer des an die gemeindeeigene 
Wasserversorgungsanlage angeschlossenen Grundstücks.  

§ 6 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Wassergebührenordnung 
 vom 18.12.2007 außer Kraft. 
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11. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 

die Erhebung von Kanalbenützungsgebühren (Kanalbenützungsgebührenverordnung). 
 
Der Bürgermeister erläutert, dass im Zusammenhang mit der Umstellung der Kundmachungsform 
von Gemeinde-Verordnungen im Rechtsinformationssystem, die Verordnung über die Erhebung 
von Kanalbenützungsgebühren (Kanalbenützungsgebührenverordnung) zu aktualisieren ist.  
 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 16:0 Stimmen nachfolgende Verordnung über 
die Erhebung von Kanalbenützungsgebühren (Kanalbenützungsgebührenverordnung). 
 
Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 128/2024, wird verordnet: 

§ 1 

Kanalbenützungsgebühren 

(1) Die Gemeinde Kössen erhebt Kanalbenützungsgebühren als Anschlussgebühr und als laufende 
Gebühr. 

(2) Im Fall der Errichtung von Anlageteilen, die zur Verbesserung der Kanalisationsanlage des gesamten 
Versorgungsgebietes dienen, wie z. B. die Errichtung von neuen Sammelkanälen oder einer 
Abwasserreinigungsanlage, auch wenn solche Anlageteile regional gebaut werden, kann die Gemeinde eine 
Erweiterungsgebühr vorschreiben. 

§ 2 

Anschlussgebühr 

(1) Die einmalige Anschlussgebühr bemisst sich nach der Summe der Quadratmeter der 
Geschossflächen (Grundrissfläche jeden Geschosses einschließlich der äußeren Begrenzung der 
Umfassungswände) von Keller, Erdgeschoss, sämtlichen Obergeschossen sowie angebauten und 
freistehenden Garagen. Bei Wohnungen bzw. ständigen Aufenthaltsräumen im Dachgeschoß sind für die 
Bemessung der einmaligen Anschlussgebühr die Quadratmeter der Grundrissfläche der Wohnung bzw. der 
Aufenthaltsräume einschließlich der äußeren Umfassungswände heranzuziehen. 

(2) Für Campingplätze gilt als Bemessungsgrundlage pro Standplatz eine Fläche von 35 m² und pro 
Dauerstandplatz eine Fläche von 50 m², wobei die Anzahl der Dauerstandplätze mit 40 v.H. der Anzahl der 
gesamten Standplätze angenommen wird. Für sonstige bauliche Anlagen auf Campingplätzen wird als 
Bemessungsgrundlage die Summe der Geschossflächen gemäß § 2 Abs 1 herangezogen. 

(3) Von der Bemessungsgrundlage ausgenommen sind angebaute und freistehende Holzlegen, Remisen, 
Gartenhäuschen, Geräteschuppen, überdachte Autoabstellplätze etc. ohne Wasseranschluss sowie 
landwirtschaftliche Stallungen, Scheunen und Heueinlagen. Verlieren jedoch derart genutzte Gebäude oder 
Gebäudeteile diesen Verwendungszweck durch bauliche Änderungen, so gilt dies als Vergrößerung der 
Bemessungsgrundlage im Ausmaß der tatsächlichen Summe der Geschossflächen. 

(4) Ist eine PKW-Garage in einem landwirtschaftlichen Anschlussobjekt im landwirtschaftlich genutzten 
Gebäudeteil untergebracht, so ist eine PKW-Garage gemäß § 2 Abs 1 in die Bemessungs-grundlage 
einzubeziehen. 

(5) Die Anschlussgebühr beträgt einmalig 23,80 Euro pro Quadratmeter der Geschossflächen. 

(6) Der Berechnung der einmaligen Anschlussgebühr für den Anschluss eines bebauten Grundstückes ist 
mindestens eine Bemessungsgrundlage von 200 m² zugrunde zu legen (Mindestanschlussgebühr). Wird zu 
einem späteren Zeitpunkt die Bemessungsgrundlage vergrößert, so wird die Differenz von tatsächlicher 
Bemessungsgrundlage auf die Mindestanschlussgebühr berücksichtigt. 

(7) In jenen Gebieten, wo neben dem Schmutzwasserkanal ein Regenwasserkanal besteht und die 
Dachabwässer und Oberflächenwässer in diesen Regenwasserkanal eingeleitet werden, beträgt die einmalige 
Anschlussgebühr dafür zusätzlich eine Pauschale von 50 m² der Bemessungsgrundlage vervielfacht mit dem 
Kostensatz nach Abs. 5. Bei einer befestigten Fläche von mehr als 200 m² wird die doppelte Pauschale in 
Anrechnung gebracht. 

(8) Der Gebührenanspruch entsteht mit dem tatsächlichen Anschluss des Grundstücks an die 
gemeindeeigene Kanalisationsanlage, im Fall von baulichen Erweiterungen auf einem bereits 
angeschlossenen Grundstück mit der Vollendung des entsprechenden Bauvorhabens. Als tatsächlich 
angeschlossen gilt ein Grundstück ab erstmaliger Benützbarkeit des Kanals. 
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§ 3 

Erweiterungsgebühr 

(1) Als Bemessungsgrundlage für die Erweiterungsgebühr gilt § 2 Abs. 1 und 2 sinngemäß. 

(2) Die Höhe der Erweiterungsgebühr wird vom Gemeinderat festgesetzt. 

§ 4 

Laufende Gebühr 

(1) Die laufende Gebühr bemisst sich nach dem mittels Wasserzähler gemessenen Wasserverbrauch und 
beträgt 3,13 Euro pro Kubikmeter. 

(2) Bei jenen Anlagen, die an das Kanalnetz angeschlossen sind, jedoch kein Wasser aus einer 
Gemeindewasserleitung beziehen, besteht die Verpflichtung, zur Berechnung der Benützungsgebühr einen 
Wasserzähler auf Kosten des Eigentümers einzubauen. Ist dieser Zählereinbau nicht möglich, so wird der 
Verbrauch des Wassers nach Vergleichswerten festgelegt. 

(3) Landwirtschaftliche Betriebe haben in die Wasserzuleitung zu den Stallungen auf eigene Kosten 
einen Subzähler einbauen zu lassen. Hierüber finden die Bestimmungen des § 5 Abs. 2 der 
Wasserleitungsordnung (Verordnungsblatt Nr. 11/2025 der Gemeinde Kössen) Anwendung. Ist der Einbau 
eines Subzählers technisch nicht möglich, wird pro Großvieheinheit ein Wasserverbrauch von 15 m³ pro Jahr 
angerechnet. Der Gebührenschuldner hat selbst dafür Sorge zu tragen, dass die notwendigen Unterlagen zu 
dieser Berechnung über den Stand der Großvieheinheiten bzw. des Subzählerstandes bekanntgegeben 
werden. 

(4) Wird laut Wasserzähler der Verbrauch von 50 m³ nicht erreicht, kommt die Gebühr für die 
Mindestabnahmemenge von 50 m³ pro angeschlossene Anlage und Jahr zur Bemessung. 

(5) Der Gebührenanspruch entsteht mit der Benützung der gemeindeeigenen Kanalisationsanlage. 

(6) Die laufende Gebühr ist quartalsmäßig vorzuschreiben. 

§ 5 

Gebührenschuldner 

Schuldner der Kanalbenützungsgebühren ist der Eigentümer des an die gemeindeeigene 
Kanalisationsanlage angeschlossenen Grundstücks. 

§ 6 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Kanalgebührenordnung vom 
18.12.2007 außer Kraft. 

 
 
 

12. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 
die Erhebung von Abfallgebühren (Abfallgebührenverordnung). 
 
Der Bürgermeister erläutert, dass im Zusammenhang mit der Umstellung der Kundmachungsform 
von Gemeinde-Verordnungen im Rechtsinformationssystem, die Verordnung über die Erhebung 
von Abfallgebühren (Abfallgebührenverordnung) zu aktualisieren ist.   
 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 16:0 Stimmen nachfolgende Verordnung über 
die Erhebung von Abfallgebühren (Abfallgebührenverordnung). 
 
Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 128/2024, und des § 1 des Tiroler 
Abfallgebührengesetzes, LGBl. Nr. 36/1991, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 59/2024, 
wird verordnet: 

§ 1 

Abfallgebühren 

Die Gemeinde Kössen erhebt Abfallgebühren als Grundgebühr und als weitere Gebühr. 
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§ 2 

Grundgebühr 

(1) Die Grundgebühr bei Privathaushalten bemisst sich nach der Anzahl der im Haushalt gemeldeten 
Personen und beträgt pro Jahr: 

  a) bei einem Einpersonenhaushalt 25,20 Euro 

  b) bei einem Zweipersonenhaushalt 34,20 Euro 

  c) bei einem Dreipersonenhaushalt 43,20 Euro 

  d) bei einem Vierpersonenhaushalt 52,20 Euro 

  e) bei einem Fünfpersonenhaushalt 61,20 Euro 

  f) bei einem Sechspersonenhaushalt 70,20 Euro 

  g) bei einem Siebenpersonenhaushalt 79,20 Euro 

  h) ab einem Achtpersonenhaushalt 88,20 Euro 

(2) Die Grundgebühr bei Gastronomiebetrieben bemisst sich nach der Anzahl der Gesamtsitzplätze 
abzüglich der für die eigene Hotelerie bzw. sonstige Vermietung benötigten Sitzplätze. 

 Gebühr je bewertbarem Sitzplatz  6,80 Euro 

(3) Die Grundgebühr bei Vermietung von Zimmern und Ferienwohnungen bemisst sich nach der 
Anzahl der für Vorschreibung der Tourismusabgabe registrierten, abgabenpflichtigen Nächtigungen. 

 Gebühr je abgabenpflichtiger Nächtigung 0,04 Euro 

(4) Die Grundgebühr für vermietete Almen beträgt jährlich 46,40 Euro. 

 Im Gegenzug erhält der Almeigentümer im Gemeindeamt sechs Stück Restmüllsäcke, die er an die  
Mieter zur rechtmäßigen Entsorgung des anfallenden Mülls weitergibt. 

(5) Die Grundgebühr für Betriebe und freie Berufe, ausgenommen der in den § 2 Abs 2 bis 4 gesondert 
geregelten Bereichen, bemisst sich nach der Anzahl der Beschäftigten (excl. Betriebsinhaber) 

 Je Betrieb – Kategorie 1 (1-5 Beschäftigte) 68,20 Euro 

 Je Betrieb – Kategorie 2 (6-10 Beschäftigte) 136,40 Euro 

 Je Betrieb – Kategorie 3 (über 10 Beschäftigte) 204,70 Euro 

(6) Änderungen der Bemessungsgrundlage werden mit dem darauf folgenden Monatsersten wirksam. 

§ 3 

Weitere Gebühr 

(1) Die Restmüllgebühr bemisst sich nach dem gewogenen Restmüll (Kilogramm), wobei eine jährliche 
Restmüllmenge von 15 Kilogramm für jede mit Hauptwohnsitz gemeldete Person angesetzt wird (mit 
Vornahme des Restmüll-Mindestmengenabgleichs mit allfälliger Nachverrechnung im 1. Quartal des 
nächstfolgenden Kalenderjahres), oder bemisst sich nach Volumen bzw. Einheit und beträgt:  

 a)je bereitgestelltem Kilogramm Restmüll 0,74 Euro 

 b)je Restmüllsack 8,80 Euro 

(2) Zur Abholung, Verwertung und Deponie von Biomüll stellt die Gemeinde Kössen Säcke in 
verschiedenen Größen zu je 8 Liter, 40 Liter oder 80 Liter zur Verfügung. Hierfür beträgt die:  

 a)Gebühr für 8 Liter Biomüllsack 1,20 Euro 

 b)Gebühr für 40 Liter Biomüllsack 5,00 Euro 

 c)Gebühr für 80 Liter Biomüllsack 10,00 Euro 

§ 4 

Vorschreibung 

Die Abfallgebühren sind jeweils quartalsmäßig getrennt nach Grundgebühr und weitere Gebühr 
vorzuschreiben. 

§ 5 

Gebührenschuldner, gesetzliches Pfandrecht 

(1) Schuldner der Abfallgebühren sind die Eigentümer der Grundstücke, für die Einrichtungen und 
Anlagen zur Entsorgung von Abfällen und die Abfallberatung bereitgestellt werden. 

(2) Steht ein Bauwerk auf fremdem Grund und Boden, so ist der Eigentümer des Bauwerkes, im Falle 
eines Baurechtes der Inhaber des Baurechtes, Schuldner der Abfallgebühren. 

(3) Für die Abfallgebühren samt Nebengebühren haftet auf dem Grundstück (Bauwerk, Baurecht) ein 
gesetzliches Pfandrecht.  
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(4) Werden Sperrmüll oder sonstige Abfälle bei zu deren Sammlung bestimmten Einrichtungen bzw. 
Anlagen abgegeben, ist Gebührenschuldner der Übergeber, soweit dieser Gemeindebewohner einer 
Gemeinde ist, die zum Einzugsgebiet der jeweiligen Einrichtung bzw. Anlage gehört. 

§ 6 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Abfallgebührenverordnung vom 
28.11.2018, kundgemacht vom 29.11.2018 bis 17.12.2018 außer Kraft. 

 
 
 

13. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 
die Erhebung einer Hundesteuer (Hundesteuerverordnung). 
 
Der Bürgermeister erläutert, dass im Zusammenhang mit der Umstellung der Kundmachungsform 
von Gemeinde-Verordnungen im Rechtsinformationssystem, die Verordnung über die Erhebung 
einer Hundesteuer (Hundesteuerverordnung) zu aktualisieren ist.   
 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 16:0 Stimmen nachfolgende Verordnung über 
die Erhebung einer Hundesteuer (Hundesteuerverordnung). 
 
Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 2 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 128/2024, und des § 1 Abs. 1 des Tiroler 
Hundesteuergesetzes, LGBl. Nr. 3/1980, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 59/2024, wird 
verordnet: 

§ 1 

Hundesteuer 

Die Gemeinde Kössen erhebt eine Hundesteuer. 

§ 2 

Steuersätze, Steuerbefreiung 

(1) Die Hundesteuer beträgt für jeden im Gemeindegebiet gehaltenen Hund, der über drei Monate alt ist, 
pro Jahr: 

 a) für den ersten Hund 119,00 Euro 

 b) für den zweiten Hund 167,00 Euro 

 c) ab dem dritten Hund 202,00 Euro 

(2) Für Wachhunde und für Hunde, die in Ausübung eines Berufes oder Erwerbes gehalten werden, 
beträgt die Hundesteuer pro Jahr 45,- Euro. 

(3) Für Assistenz- und Therapiehunde nach § 39a Bundesbehindertengesetz, BGBl. Nr. 283/1990, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 50/2025, ist keine Hundesteuer zu entrichten. 

§ 3 

Entstehen und Erlöschen des Abgabenanspruches 

Der Abgabenanspruch entsteht mit dem Beginn des Kalenderjahres. Endet die Hundehaltung 
unterjährig, so erlischt der Abgabenanspruch hinsichtlich jener Kalendermonate, die dem Kalendermonat 
folgen, in dem die Hundehaltung geendet hat. Der Halter des Hundes hat für das Entstehen und Erlöschen der 
Abgabepflicht maßgebliche Umstände umgehend der Gemeinde zu melden. 

§ 4 

Vorschreibung 

Die Vorschreibung der Hundesteuer erfolgt mit der ersten Quartalsvorschreibung jeden Jahres. 

§ 5 

Gebührenschuldner 

Gebührenschuldner ist der Halter eines mehr als drei Monate alten Hundes im Gemeindegebiet. Halten 
mehrere Personen gemeinsam einen Hund, so gelten sie als Gesamtschuldner. 
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§ 6 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Erhebung 
einer Hundesteuer vom 27.11.2019, kundgemacht vom 28.11.2019 bis 16.12.2019 außer Kraft. 

 
 
 

14. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 
die Erhebung einer Ausgleichsabgabe für Stellplätze. 
 
Der Bürgermeister erläutert, dass im Zusammenhang mit der Umstellung der Kundmachungsform 
von Gemeinde-Verordnungen im Rechtsinformationssystem, die Verordnung über die Erhebung 
einer Ausgleichsabgabe für Stellplätze zu aktualisieren ist.   
 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 16:0 Stimmen nachfolgende Verordnung über 
die Erhebung einer Ausgleichsabgabe. 
 
Aufgrund des § 3 des Tiroler Verkehrsaufschließungs- und Ausgleichsabgabengesetzes - TVAG, 
LGBl. Nr. 58/2011, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 3/2024, wird verordnet: 

§ 1 

Ausgleichsabgabe 

Die Gemeinde Kössen erhebt eine Ausgleichsabgabe. 

§ 2 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Erhebung 
einer Ausgleichsabgabe vom 22.11.2023, kundgemacht vom 23.11.2023 bis 11.12.2023 außer Kraft. 

 
 
 

15. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 
die Erhebung einer Ausgleichsabgabe für Spielplätze. 
 
Der Bürgermeister erläutert, dass im Zusammenhang mit der Umstellung der Kundmachungsform 
von Gemeinde-Verordnungen im Rechtsinformationssystem, die Verordnung über die Erhebung 
einer Ausgleichsabgabe für Spielplätze zu aktualisieren ist.   
 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 16:0 Stimmen nachfolgende Verordnung über 
die Erhebung einer Ausgleichsabgabe für Spielplätze. 
 
Aufgrund des § 23 des Tiroler Verkehrsaufschließungs- und Ausgleichsabgabengesetzes,  
LGBl. Nr. 58/2011, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 3/2024, wird verordnet: 

§ 1 

Ausgleichsabgabe für Spielplätze 

Die Gemeinde Kössen erhebt eine Ausgleichsabgabe für Spielplätze. 

§ 2 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Erhebung 
einer Ausgleichsabgabe für Spielplätze vom 22.11.2023, kundgemacht vom 23.11.2023 bis 11.12.2023 außer 
Kraft. 
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16. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 

die Erhebung von Friedhofsbenützungsgebühren (Friedhofsbenützungsgebührenverordnung). 
 
Der Bürgermeister erläutert, dass im Zusammenhang mit der Umstellung der Kundmachungsform 
von Gemeinde-Verordnungen im Rechtsinformationssystem, die Verordnung über die Erhebung 
von Friedhofsbenützungsgebühren (Friedhofsbenützungsgebührenverordnung) zu aktualisieren 
ist.   
 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 16:0 Stimmen nachfolgende Verordnung über 
die Erhebung von Friedhofsbenützungsgebühren (Friedhofsbenützungsgebührenverordnung). 
 
Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 128/2024, wird verordnet: 

§ 1 

Friedhofsbenützungsgebühren 

Die Gemeinde Kössen erhebt Friedhofsbenützungsgebühren als Graberrichtunsgebühren, jährliche 
Grabgebühren und sonstige Gebühren. 

§ 2 

Graberrichtungsgebühr 

Die Gebühr für die Errichtung einer Grabstätte beträgt einmalig für: 

 a) ein Kindergrab 414,- Euro 

 b) ein Normalgrab 684,- Euro 

 c) ein Tiefgrab 846,- Euro 

 d) eine Urnenbeisetzung in Grabstätte 223,- Euro 

 e) eine Urnenbeisetzung in Nischenmauer mit Verabschiedung 174,- Euro 

 f) eine Urnenbeisetzung (nur mit Angehörigen ohne Leichenhallenben.) 39,- Euro 

 g) eine Grabumrandung Doppelgrab Neu 747,- Euro 

 h) eine Grabumrandung Einzelgrab Neu 648,- Euro 

 i) eine Grabumrandung Wiederverlegung bei bestehendem Grab 231,- Euro 

 

§ 3 

Jährliche Grabgebühr 

Die jährliche Grabgebühr beträgt pro Grabstätte und Jahr für: 

 a) ein Kindergrab  14,80 Euro 

 b) ein Normalgrab  39,40 Euro 

 c) ein Doppelgrab  57,30 Euro 

 d) eine Urnennische  65,00 Euro 

§ 4 

Sonstige Gebühren 

(1) Die Gebühr für die Benützung der Leichenhalle beträgt 116,- Euro. 

(2) Die Gebühr für das Entsorgen von Blumen und Kränzen und prov. Umrandung beträgt 113,- Euro. 

(3) Die Gebühr für das Entsorgen von Blumen und Kränzen bei einer Urnenbeisetzung beträgt einmalig 
57,- Euro. 

§ 5 

Gebührenschuldner der Benützungsgebühren 

Gebührenschuldner ist der Inhaber des Grabbenützungsrechtes, im Todesfall seine Erben. 

§ 6 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Friedhofsgebührenordnung vom 
28.11.2018, kundgemacht vom 29.11.2018 bis 17.12.2018, außer Kraft. 
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17. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung 

betreffend die Festsetzung der Hebesätze für die Grundsteuer (Grundsteuerverordnung). 
 
Der Bürgermeister erläutert, dass im Zusammenhang mit der Umstellung der Kundmachungsform 
von Gemeinde-Verordnungen im Rechtsinformationssystem, die Verordnung betreffend die 
Festsetzung der Hebesätze für die Grundsteuer (Grundsteuerverordnung) zu aktualisieren ist.   
 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 16:0 Stimmen nachfolgende Verordnung 
betreffend die Festsetzung der Hebesätze für die Grundsteuer (Grundsteuerverordnung). 
 
Aufgrund des § 27 Grundsteuergesetz 1955, BGBl. I Nr. 149/1955, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 135/2024 und § 17 Abs 1 des Finanzausgleichsgesetz 2024, BGBl. I Nr. 
168/2023, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 128/2024 wird verordnet: 

§ 1 

Hebesatz 

(1) Der Hebesatz für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A) beträgt 500 v.H.  

(2) Der Hebesatz für alle anderen Grundstücke (Grundsteuer B) beträgt 500 v.H.  

§ 2 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 01.01.2026 in Kraft 

 
 
 

18. Beratung und Beschlussfassung über die Erlassung einer Verordnung gemäß § 3 Abs 6 Tiroler 
Campinggesetz 2001 im Bereich der Gst.Nr. 85 und 86/1, KG 82109 Kössen. 
 
Der Bürgermeister führt aus, dass gemäß dem Tiroler Campinggesetz 2001 ein Kampieren 
außerhalb von Campingplätzen verboten ist, ausgenommen jedoch auf Grundflächen, für die eine 
Verordnung nach § 3 Abs 6 Tiroler Campinggesetz 2001 erlassen worden ist.  
 
In diesem Zusammenhang liegt eine Anfrage des Harley-Davidson Biker Kössen/Kaiserwinkl aus 
Kössen vor, der die mehrtägige Veranstaltung „43rd Harley-Davidson Treffen „DAYS OF 
THUNDER“ 2026“ im Zeitraum vom 03.06. bis 06.06.2026 im Bereich des Veranstaltungszentrums 
Kaiserwinkl durchführen wird.  
Im Rahmen dieser Veranstaltung ist geplant, dass auf Teilflächen der Gst.Nr. 85 und 86/1,  
KG 82109 Kössen, im Ausmaß von rund 2.100m², das Kampieren ausschließlich mit Zelten und auf 
Teilflächen der Gst.Nr. 86/1, KG 82109 Kössen, im Ausmaß von rund 540m², das Kampieren mit 
Wohnmobilen, Campingbus oder Wohnanhängern erfolgt.  
 
Seitens des Vereins wurde mitgeteilt, dass mit allen lokalen Campingplatzbetreibern Rücksprache 
gehalten worden sei. Dabei sei die Rückmeldung der Campingplatzbetreiber gewesen, dass für die 
angefragte Anzahl von zusätzlichen Campinggästen und aufgrund des kurzen Zeitraums keine 
Kapazitäten gegeben seien und daher auch keine Einwendungen gegen eine derartige Verordnung 
bestünden.  
Zudem wurde seitens des Veranstalters erklärt, dass die gemäß § 5 Abs 2 Tiroler Campinggesetz 
2001 geregelten allgemeinen Erfordernisse erfüllt seien.  
 
Gemäß § 3 Abs 6 Tiroler Campinggesetz 2001 ist nunmehr geplant, auf diesen Teilflächen zur 
Durchführung der mehrtägigen Veranstaltung „43rd Harley-Davidson Treffen „DAYS OF 
THUNDER“ 2026“ aufgrund des bestehenden besonderen örtlichen Bedarfs für den Zeitraum vom 
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03.06.2026 bis 06.06.2026 eine Ausnahme vom Verbot des Kampierens außerhalb von 
Campingplätzen zu verordnen.  
 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 16:0 Stimmen nachfolgende Verordnung über 
die Ausnahme vom bestehenden Verbot für das Kampieren außerhalb von Campingplätzen auf 
Teilflächen der Gst.Nr. 85 und 86/1, KG 82109 Kössen, zu erlassen: 
 
Aufgrund des § 3 Abs. 6 des Tiroler Campinggesetzes, LGBl. Nr. 37/2001, zuletzt geändert durch 
LGBl. Nr. 76/2024, wird verordnet: 

§ 1 

Zum Zwecke der Abhaltung der Veranstaltung „43rd Harley-Davidson Treffen „DAYS OF THUNDER“ 
2026“ darf auf den Grundstücken Nr. 85 und 86/1 Grundbuch KG 82109 Kössen, in der Zeit vom 01. Juni 
2026 bis 08. Juni 2026 kampiert werden. 

Die Aufenthaltsdauer je mobiler Unterkunft darf nicht mehr als acht Nächte betragen. 

§ 2 

(1) Es darf nur auf Standplätzen kampiert werden. 

(2) Das Betreiben von Grill- und Lagerfeuern ist verboten. 

(3) Die Nachtruhe ist ab 22:00 Uhr einzuhalten. 

(4) Der Abstellplatz muss in einer den Erfordernissen der Trinkwasserversorgung, der 
Abwasserentsorgung, der Abfallwirtschaft und der Energieversorgung entsprechenden Weise mit WC- und 
Sanitäranlagen, Müllbehältern sowie einer ausreichenden Beleuchtung ausgestattet sein. 

(5) Gegenüber angrenzenden Grundstücken sind geeignete Einfriedungen bzw. 
Absicherungsmaßnahmen vorzusehen. 

§ 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. 

 
 
 

19. Beratung und Beschlussfassung über den Abschluss eines Raumordnungsvertrages hinsichtlich 
der Gst.Nr. 158/2, KG 82109 Kössen. 
 
Der Bürgermeister erläutert, dass in der 32. GR-Sitzung vom 02.07.2025 beschlossen worden ist, 
mit der Grundeigentümerin, die Gründhammer Bauträger GmbH, FN495469g, der Gst.Nr.158/2, 
EZ 1970, KG 82109 Kössen, einen Raumordnungsvertrag für die Projektrealisierung einer 
Wohnanlage mit 21 Wohnungen samt den dazugehörigen Nebengebäuden und Nebenanlagen, 
wie insbesondere einen Kinderspielplatz, abzuschließen. Dazu wurde festgelegt, dass 18 der 
insgesamt 21 zu errichtenden Wohnungen unter Einhaltung der Vorgaben des Tiroler 
Wohnbauförderungsgesetzes 1991 in Verbindung mit der Tiroler Wohnbauförderungsrichtlinie 
primär zum Erwerb durch die einheimische Bevölkerung zur Verfügung steht. 
In diesem Zusammenhang ist festgelegt, dass innerhalb der ersten sechs Monate ab 
Verkaufsstart, frühestens jedoch ab 01.10.2025, die 18 wohnbaugeförderten Wohnungen 
ausschließlich an die einheimische Bevölkerung (seit mindestens einem Jahr zum Zeitpunkt des 
Verkaufsstart mit Hauptwohnsitz in der politischen Gemeinde Kössen gemeldet ist, in Kössen in 
der Vergangenheit gesamthaft 10 Jahre mit Hauptwohnsitz gemeldet war oder seit mindestens 
drei Jahren durchgehend bei einem Kössener Betrieb in Vollzeitanstellung beschäftigt war) zu 
verkaufen ist. Nach Ablauf dieser sechs Monate können die Wohnungen auch an Personen aus 
den Gemeinden des Planungsverbandes 28, „Untere Schranne“ und nach weiteren sechs 
Monaten ohne Einschränkung auf den Käuferkreis verkauft werden. 
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Zwischenzeitlich hat die Gründhammer Bauträger GmbH, FN495469g, ihren Verkaufsprozess 
gestartet und wurden bereits bei einigen Kaufinteressenten die Vergabe-Zustimmung durch den 
Gemeindevorstand erteilt.  
 
Bei den Wohnungs-Vergaben hat es sich als praktikabel erwiesen, dass bei der Beurteilung der 
„Einheimischen-Eigenschaft“, eine Abstellung auf eine mindestens drei Jahre durchgehende 
Beschäftigung bei einem Kössener Betrieb ausreichend ist, ohne zusätzlich ein 
Beschäftigungsausmaß zu berücksichtigen.  
Zusammenfassend scheint damit die Abstellung auf ein Beschäftigungsausmaß (Vollzeit bzw. 
Teilzeit) bei der Vergabeentscheidung als entbehrlich.  
 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 16:0 Stimmen, dass beim 
Raumordnungsvertrag mit der Gründhammer Bauträger GmbH, FN495469g, die Vergabekriterien 
derart adaptiert werden, dass auf eine mindestens drei Jahre durchgehende Beschäftigung bei 
einem Kössener Betrieb abgestellt wird, ohne das weitergehend das Beschäftigungsausmaß 
berücksichtigt wird. 
 
 
 

20. Beratung und Beschlussfassung über die Erteilung der Zustimmung zur Erstreckung der 
Veräußerungsfrist im Zusammenhang mit dem Rechtsgeschäft zur Gst.Nr. 1299/8,  
KG 82109 Kössen. 
 
Der Bürgermeister erläutert, dass bei der Veräußerung von Gemeindegrundstücken im 
Siedlungsgebiet Hochau unter anderem festgelegt worden ist, dass eine im Eigentum der 
Grundstückskäufer befindliche Immobilie innerhalb einer Frist von fünf Jahren, gerechnet ab dem 
Abschluss des Kaufvertrages über den Grundstückserwerb, zu veräußern ist. Widrigenfalls eine 
vereinbarte Vertragsstrafe zur Zahlung fällig ist.  
Die Grundstückseigentümer der Gst.Nr. 1299/8, KG 82109 Kössen, haben nunmehr vor Ablauf der 
Frist im Frühjahr 2026, den Antrag auf Erstreckung der Fünfjahresfrist und auch den Antrag auf 
Verzicht der Veräußerungsverpflichtung gestellt, da den Grundeigentümern aufgrund von 
persönlichen Gründen bis dato nicht möglich war, die gegenständliche Liegenschaft zu veräußern.   
 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat einstimmig mit 16:0 Stimmen, dass eine Aufhebung 
der vereinbarten Veräußerungsverpflichtung bzw. ein Absehen von einer allfälligen Vertragsstrafe 
nicht erfolgt, jedoch einer Erstreckung der Veräußerungsfrist bis längstens 31.12.2027 zugestimmt 
wird.  
 
 
 

21. Beratung und Beschlussfassung über die Erteilung der grundsätzlichen Zustimmung zur 
Projektrealisierung bei der Gst.Nr. 87/3, KG 82109 Kössen. 
 
Der Bürgermeister erklärt, dass seitens der Raiffeisenbank Kössen-Schwendt eGen der Direktor 
Werner Gassner vorgesprochen und den Bürgermeister über eine Projektidee informiert hat.  
Im Konkreten ist vorgesehen, auf der Dachfläche des VZK eine PV-Anlage mit einer 
Engpassleistung von rund 160kWp zu errichten. 
Zusätzlich soll ein Batteriespeicher über eine Leistung von 215 kWh und zudem zwei Ladesäulen 
mit vier Ladepunkten installiert werden. 
Weitergehende wirtschaftliche, technische und vertragsspezifische Informationen liegen nicht 
vor, sodass derzeit im Gemeinderat nur dahingehend entschieden werden kann, ob im Grundsatz 
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eine derartige Projektrealisierung abgelehnt oder befürwortet werden kann bzw. ob seitens der 
Gemeinde Kössen Einwendungen gegen die Durchführung einer Machbarkeitsstudie bestehen.  
 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat einstimmig mit 16:0 Stimmen, dass seitens der 
Gemeinde Kössen keine Einwendungen gegen die Durchführung einer Machbarkeitsstudie durch 
die Raiffeisenbank Kössen-Kirchdorf bzw. der Raiffeisen Regenerative bestehen. Aufgrund 
fehlender Informationen zu technischen, wirtschaftlichen und vertragsspezifischen Modalitäten 
der gegenständlichen Projektidee können keine weitergehenden Entscheidungen getroffen 
werden.  
 
 
 

21a. Beratung und Beschlussfassung über die Erteilung der Zustimmung zum a) Abschluss einer 
Vereinbarung gemäß § 129 Abs 2 TGO 2001 sowie zur b) Erlassung einer Satzung gemäß  
§ 129 Abs 4 TGO 2001 beim Gemeindeverband „Abfallwirtschaftsverband Bezirk Kitzbühel“. 
 
Der Bürgermeister erläutert, dass der Abfallwirtschaftsverband Bezirk Kitzbühel am 05.11.2025 
den Beschluss über die Neufassung der Vereinbarung und der Satzung des 
Abfallwirtschaftsverbandes Bezirk Kitzbühel gefasst hat. 
 
Diese Beschlussfassungen waren erforderlich, um die seit mehreren Jahrzehnten bestehende 
Satzung des Abfallwirtschaftsverbandes Bezirk Kitzbühel an die geltenden Regularien der Tiroler 
Gemeindeordnung, der zwischenzeitlich in Kraft getretenen VRV 2015 sowie der notwendigen 
Anpassung der Berechnungsbasis an die jeweils aktuellen Gemeinde-Einwohneranzahl gemäß 
Finanzausgleichsgesetz in Ersetzung der Heranziehung der einmalig erhobenen Einwohnerzahl im 
Zuge der Volkszählung im Kalenderjahr 2001 anzupassen.  
 
Nach Beratungen erteilt der Gemeinderat mit 16:0 Stimmen, die Zustimmung a) zum Abschluss 
der Vereinbarung gemäß § 129 Abs 2 TGO 2001 zwischen den Marktgemeinden Fieberbrunn, 
Hopfgarten im Brixental und St. Johann in Tirol sowie den Gemeinden Brixen im Thale, Going, 
Hochfilzen, Itter, Kirchberg, Kirchdorf in Tirol, Kössen, Oberndorf in Tirol, Reith bei Kitzbühel, St. 
Jakob in Haus, St. Ulrich am Pillersee, Schwendt, Waidring und Westendorf zur Bildung des 
Gemeindeverbandes „Abfallwirtschaftsverband Bezirk Kitzbühel“ laut Anlage A dieser 
Gemeinderatsniederschrift; sowie auch die Zustimmung b) zur Erlassung einer Satzung gemäß  
§ 129 Abs 4 TGO 2001 für den Gemeindeverband „Abfallwirtschaftsverband Bezirk Kitzbühel“ laut 
Anlage A dieser Gemeinderatsniederschrift.  
 
 
 

22. Beratung und Beschlussfassung über die Festsetzung der Abgaben, Gebühren und Steuern 
sowie Hebesätze der Gemeinde Kössen ab 01.01.2026. 
 
Der Bürgermeister erläutert die geplanten Änderungen bei den Abgaben, Gebühren und Steuern, 
sowie Hebesätze der Gemeinde Kössen mit Wirkung ab 01.01.2026 anhand nachfolgender 
Aufstellung. Die ausgewiesenen Positionen stellen die ab dem 01.01.2026 geltenden neuen 
Abgaben, Gebühren und Steuern sowie Hebesätze der Gemeinde Kössen dar. 
 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 16:0 Stimmen, dass die in der nachfolgenden 
Tabelle angeführten Abgaben, Gebühren und Steuern sowie Hebesätze der Gemeinde Kössen mit 
Wirkung ab 01.01.2026 gelten und wirksam sind. 
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23. Berichte des Bürgermeisters, der Ausschussobleute und der ReferentInnen. 
 
Der Bürgermeister informiert, dass sich der Aufbau des Eislaufplatzes aufgrund eines technischen 
Gebrechens des Kühlaggregates verzögern wird, sodass die geplante Eröffnung des Eislaufplatzes 
eine Woche später – somit am 29.11.2025 – erfolgen wird. 
Weiters informiert der Bürgermeister, dass für das Kalenderjahr 2026 von einer ausgeglichenen 
Budgetierung für das Kalenderjahr 2026 auszugehen ist.  
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GR Martin Dagn, als Obmann des Überprüfungsausschusses, berichtet über die heutige 
Überprüfungsausschusssitzung, in der die finanzielle Gebarung überprüft wurde und es zu keinen 
Beanstandungen gekommen ist. Im Rahmen der Überprüfungsausschusssitzung wurde auch der 
vorliegende Budgetentwurf mit der Zielsetzung einer ausgeglichenen Budgetierung für das 
Kalenderjahr 2026 erörtert, der in weiterer Folge in der nächsten GR-Sitzung beschlossen werden 
soll. Abschließend weist der Obmann des Überprüfungsausschusses daraufhin, dass in der 
nächsten Überprüfungsausschusssitzung unter anderem auch die Gemeinde-Beauftragungen vor 
dem Hintergrund der VRV-Anforderungen (Sparsamkeit, Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit) 
überprüft werden. 
 
GR Alexander Lechthaler berichtet über die sportlichen Erfolge von heimischen Sportlern bei 
verschiedenen Wettbewerben und weist auf künftige sportliche Wettbewerbe hin.  
GR Gabriele Pertl informiert über die Pläne der Bildungsdirektion Tirol die schulischen 
Leitungen/Direktorenstelle von Volksschule Kössen und Mittelschule Kössen zu bündeln 
(sogenannten „Clusterbildung“ bzw. „Clusterschule“). Dafür ist seitens der Bildungsdirektion Tirol 
ein eigener Prozess vorgesehen, in dem das Lehrpersonal eingebunden wird. Aus Sicht der 
Bildungsdirektion wären die Rahmenbedingungen ideal, da eine bauliche enge Verknüpfung der 
beiden Schulbereiche Volksschule und Mittelschule gegeben ist. Im Konkreten soll anstelle der 
zweiten Direktion eine Bereichsleitung eingerichtet werden, wobei dies in enger Abstimmung mit 
dem gesamten Lehrpersonal und Direktion erfolgen wird.  
 
GR Hans-Peter Schwentner informiert über die kürzlich stattgefundene Sitzung des Referates 
„Gesunde Gemeinde“, in der die Projekte/Vorhaben der Vergangenheit und neue 
Projekte/Vorhaben für die Zukunft erörtert wurden. Weiters weist er auf die für den 11.12.2025 
angesetzte Senioren-Adventfeier im VZ-Kaiserwinkl. 
GR Adam Aigner informiert über die Errichtung eines neuen Gehsteiges im Bereich des Billa-
Geschäftes. Weiters wird über den Status Quo zur Sperre im Bereich des „Hagers“ des 
überregionalen Radweges in Richtung Erpfendorf und den laufenden Gesprächen mit den 
zuständigen Geologen des Landes Tirol.  
 
 

24. Anträge, Anfragen und Allfälliges. 
 
Der Bürgermeister führt aus, dass die nächsten GR-Sitzungen für den 17.12.2025, 04.02.2026 und 
25.03.2026 sowie die nächsten GV-Sitzungen für den 09.12.2025, 26.01.2026 und 16.03.2026 
jeweils mit Beginn um 19:30 Uhr angesetzt sind.  
 
GR Alexander Lechthaler weist auf die für kommendes Wochenende angesetzte 50-jähirge 
Taekwondo-Jubiläumsfeier hin und ersucht um rege Teilnahme von Mitgliedern des 
Gemeinderates an dieser Veranstaltung.  
 
Der Bürgermeister schließt, nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen, die GR-Sitzung  
um 21:06 Uhr. 
 

Protokoll:  
 
Dr. Bernhard Penz e.h. 
 
 
Der Bürgermeister: Die Mitglieder des Gemeinderates e.h. 
 
Dipl.-Päd. Reinhold Flörl, BA e.h. 
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Auszug aus der Niederschrift 

 

 

NIEDERSCHRIFT 
 

 

 

Aufgenommen in der Sitzung des Abfallwirtschaftsverbandes Bezirk Kitzbühel 

am Mittwoch, den 05.11.2025 im Sitzungszimmer der Marktgemeinde  

St. Johann/T. 

 
Anwesend: 14 von 17 Gemeindevertreter des Verbandes (laut Anwesenheitsliste) 

 

Beginn: 14:30 Uhr  

Ende: 15:30 Uhr  
 

 

 

 

T A G E S O R D N U N G 

 
 

1. Beschlussfassung über die Neufassung der Vereinbarung und Satzung des 

Abfallwirtschaftsverbandes Bezirk Kitzbühel. 
 

 

 

 

 

 

VERSAMMLUNGSVERLAUF UND BESCHLÜSSE 
 

 

 

1. Beschlussfassung über die Neufassung der Vereinbarung und 
Satzung des Abfallwirtschaftsverbandes Bezirk Kitzbühel: 

 
Der Verbandsobmann verliest die zwei Textänderungen laut Einspruch der Tiroler 
Landesregierung und bittet um Beschlussfassung der geänderten Satzung. 

 

 

WS11
Anlage A



 
 

 

 
Seite 2 von 10 

 

 
 

 
VEREINBARUNG 

 
1) Die Marktgemeinden Fieberbrunn, Hopfgarten im Brixental und St. Johann in Tirol sowie die 

Gemeinden Brixen im Thale, Going, Hochfilzen, Itter, Kirchberg, Kirchdorf in Tirol, Kössen, 

Oberndorf in Tirol, Reith bei Kitzbühel, St. Jakob in Haus, St. Ulrich am Pillersee, Schwendt, 

Waidring und Westendorf schließen sich zu einem Gemeindeverband gemäß § 129 der Tiroler 

Gemeindeordnung 2001 TGO, LGBI. Nr. 36/2001, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBI. 

Nr.104/2023, zusammen. 

 

2) Die Aufgaben des Gemeindeverbandes sind: 

 

a)  Die Erfüllung aller den Gemeinden im Bereich der Abfallwirtschaft obliegenden Aufgaben nach 

dem Abfallwirtschaftsgesetz. Organisation der Abfall- und Wertstoffsammlung (Restmüll, 

Leichtverpackungen, Metall, Papier, Karton, Glas, Speisereste, Gartenabfälle, Sperrmüll, 

Elektroaltgeräte, Problemstoffe). Umwelt- und Abfallberatung. Betreuung von Abfallanlagen 

(Recyclinghöfe) und Öffentlichkeitsarbeit. 

 

b) Der Abschluss und die Erfüllung zivilrechtlicher Verträge mit Betreibern von Deponien und 

Entsorgungs- bzw. Verwertungsunternehmen. 

 

c) Betrieb und Instandhaltung einer Bioabfallaufbereitungsanlage, entsprechend der Bescheide des 

Landeshauptmannes von Tirol vom 08.04.2014, Zl. U-30.430/39, 29.06.2016, Zl. U-ABF-7/16/22-

2016, 28.04.2017, Zl. U-ABF-7/16742-2017. In der Aufbereitungsanlage werden die gesammelten 

privaten und betrieblichen organischen Abfälle (Speisereste) aufbereitet. Das gewonnene Co-

Substrat wird  ausschließlich  an Biogas- und Co-Fermentationsanlagen (Kläranlagen) übergeben, 

welche über eine Bewilligung zum Sammeln und Behandeln dieser Abfallart verfügen.  

 
 

3) Der Name des Gemeindeverbandes ist „Abfallwirtschaftsverband Bezirk Kitzbühel“. 
 
 
4) Der Sitz des Gemeindeverbandes ist in Oberndorf in Tirol. 
 
 

Gemeindeverband 

„Abfallwirtschaftsverband Bezirk Kitzbühel“ 
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Satzung 

des Gemeindeverbands  

Abfallwirtschaftsverband Bezirk Kitzbühel 

 
 
 
 

§ 1 
Organe 

 
Die Organe des Gemeindeverbandes sind 
 
 
a) die Verbandsversammlung 

b) der Verbandsobmann 

c) der Verbandsausschuss   

 
 

§ 2 
Verbandsversammlung 

 

(1) Die Verbandsversammlung besteht gemäß § 135 Abs. 1 TGO aus den Bürgermeistern der 

Verbandsgemeinden sowie aus dem Verbandsobmann und seinem Stellvertreter, auch wenn sie nicht 

Bürgermeister oder ein vom Gemeinderat einer solchen Gemeinde entsandtes Mitglied sind.  

 
(2) Der Verbandsversammlung gehört weiters gemäß § 136a TGO ein Vertreter der Bediensteten 

des Gemeindeverbandes, im Fall seiner Verhinderung sein Stellvertreter, mit beratender Stimme an. 

 

(3) Der Verbandsversammlung obliegt, soweit im Absatz 4 nichts anderes bestimmt ist, die 

Beschlussfassung in allen Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung, die nicht dem 

Verbandsobmann obliegen. 

Jedenfalls obliegen ihr: 

 

 a)  die Wahl des Verbandsobmannes und seines Stellvertreters 

 b)  die Wahl der weiteren Mitglieder des Verbandsausschusses 

 c) die Festsetzung des Voranschlages und die Beschlussfassung über den Rechnungsabschluss 

 

(4) Die Verbandsversammlung kann die Beschlussfassung in bestimmten Angelegenheiten des 

Gemeindeverbandes dem Verbandsausschuss übertragen. 
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(5) Den Vorsitz in den Sitzungen der Verbandsversammlung führt der Verbandsobmann bzw. 

sein Stellvertreter. Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder 

ordnungsgemäß eingeladen wurden und der Verbandsobmann oder sein Stellvertreter und insgesamt 

mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend sind. 

Wird diese Anzahl nicht erreicht, so ist innerhalb von zwei Wochen eine weitere Sitzung einzuberufen, 

die ohne Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig ist. Zu einem gültigen 

Beschluss und zu einer gültigen Wahl ist die Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder 

erforderlich.  

 

 

§ 3 

Verbandsausschuss 

 

(1) Der Verbandsausschuss besteht aus dem Verbandsobmann, seinem Stellvertreter und drei 

weiteren Mitgliedern sowie deren Ersatzmitglieder. 

Der Verbandsausschuss kann zu seinen Sitzungen Sachverständige mit beratender Stimme 

beiziehen. 

  

(2) Die weiteren Mitglieder des Verbandsausschusses werden von der Verbandsversammlung aus 

ihrer Mitte auf sechs Jahre gewählt.  

Für jedes weitere Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu wählen. Kommt im ersten Wahlgang die einfache 

Stimmenmehrheit nicht zustande, so gilt als gewählt, wer im zweiten Wahlgang die meisten Stimmen 

auf sich vereinigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, das von dem an Jahren jüngsten 

Mitglied der Verbandsversammlung zu ziehen ist. 

Dem Verbandsausschuss gehört weiters gemäß § 136a TGO ein Vertreter der Bediensteten des 

Gemeindeverbandes, im Fall seiner Verhinderung sein Stellvertreter, mit beratender Stimme an. Der 

Vertreter der Bediensteten und sein Stellvertreter werden von der Dienststellenpersonalvertretung 

oder vom Betriebsrat des Gemeindeverbandes entsendet. 

 

(3) Dem Verbandsausschuss obliegen: 

 a) Die Vorberatung und Antragstellung in allen der Verbandsversammlung obliegenden            

 Angelegenheiten 

 b) Die Beschlussfassung in den Angelegenheiten, in denen sie ihm von der   

 Verbandsversammlung übertragen wurde  
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(4) Den Vorsitz in den Sitzungen des Verbandsauschusses führt der Verbandsobmann bzw. sein 

Stellvertreter. Der Verbandsausschuss ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder ordnungsgemäß 

eingeladen wurden und der Verbandsobmann oder sein Stellvertreter und so viele weitere Mitglieder 

anwesend sind, dass die Anzahl der stimmberechtigten Mitglieder mindestens drei beträgt.  

 

 

§ 4 

Verbandsobmann 

 

(1) Der Verbandsobmann und sein Stellvertreter werden von der Verbandsversammlung in 

getrennten Wahlgängen auf sechs Jahre gewählt. Sie haben ihre Geschäfte bis zur Neuwahl des 

Verbandsobmannes bzw. seines Stellvertreters weiterzuführen. 

Kommt im ersten Wahlgang die einfache Stimmenmehrheit nicht zustande, so gilt als gewählt, wer im 

zweiten Wahlgang die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das 

Los, das von dem an Jahren jüngsten Mitglied der Verbandsversammlung zu ziehen ist. 

Der Verbandsobmann und sein Stellvertreter müssen nicht Vertreter einer dem 

Gemeindeverband angehörenden Gemeinde, aber zum Landtag wählbar, sein. 

 

(2) Der Verbandsobmann und sein Stellvertreter haben, wenn sie nicht Vertreter einer dem 

Gemeindeverband angehörenden Gemeinde sind, in der Verbandsversammlung und im 

Verbandsausschuss nur beratende Stimme. 

 

(3) Der Verbandsobmann wird im Falle seiner Verhinderung durch seinen Stellvertreter, bei dessen 

Verhinderung durch das jeweils älteste der übrigen Mitglieder des Verbandsausschusses, vertreten. 

 

(4) Dem Verbandsobmann obliegen: 

 

 a)  Die Einberufung der Verbandsversammlung und des Verbandsausschusses 

 b)  Der Vorsitz in der Verbandsversammlung und im Verbandsausschuss 

 c)  Die Vollziehung der Beschlüsse der Verbandsversammlung und des Verbandsausschusses 

sowie die Besorgung aller zur laufenden Geschäftsführung gehörenden Angelegenheiten 

 d)  Die Vertretung des Gemeindeverbandes nach außen; in Angelegenheiten, in denen die 

Beschlussfassung der Verbandsversammlung oder dem Verbandsausschuss obliegt, jedoch 

nur im Rahmen  entsprechender Beschlüsse 

 e)  Die Leitung der Geschäftsstelle des Gemeindeverbandes 
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 f) Die Erstellung des Entwurfes des Voranschlages und die Erstellung des 

Rechnungsabschlusses sowie deren Vorlage an die Verbandsversammlung 

 

(5) In dringenden Fällen kann der Verbandsobmann an Stelle des zuständigen Kollegialorgans 

entscheiden, wenn die rechtzeitige Einberufung dieses Organs nicht möglich ist. Die getroffene 

Maßnahme ist jedoch dem zuständigen Organ unverzüglich zur nachträglichen Genehmigung 

vorzulegen. 

 

 

§ 5 

Überprüfungsausschuss 

 

(1) Die Verbandsversammlung hat aus Ihrer Mitte einen aus 3 Mitgliedern bestehenden  

Überprüfungsausschuss zu wählen. Ihre Amtsdauer beträgt 6 Jahre. Für jedes Mitglied ist ein 

Ersatzmitglied zu wählen. 

Kommt im ersten Wahlgang eine einfache Stimmenmehrheit nicht zustande, so gilt als gewählt, wer 

im zweiten Wahlgang die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das 

Los, das von dem an Jahren jüngsten Mitglied der Verbandsversammlung zu ziehen ist. 

 

(2) Für die Tätigkeit des Überprüfungsausschusses gelten die Bestimmungen der §§ 109 bis 

112 TGO sinngemäß. 

 

 

 

 

§ 6 

Innere Organisation und Verwaltung 

                                                                                  

Zur administrativen Unterstützung der Organe des Gemeindeverbandes ist eine Geschäftsstelle 

einzurichten. Alle Organe des Gemeindeverbandes haben sich für die Besorgung ihrer Aufgaben 

dieser Geschäftsstelle zu bedienen. Die Geschäftsstelle ist die zentrale Einbringungsstelle für alle 

Angelegenheiten des Gemeindeverbandes. Die Geschäftsstelle ist mit einem fachlich geeigneten, in 

Verwaltungsangelegenheiten erfahrenen, Bediensteten als Geschäftsführer zu besetzen, der unter 

unmittelbarer Aufsicht  des Verbandsobmannes die Aufgaben der Geschäftsstelle wahrzunehmen und 

für einen geregelten Geschäftsgang zu sorgen hat. Die Geschäftsstelle hat ihren Sitz in der politischen 

Gemeinde Oberndorf in Tirol, mit der Anschrift Josef-Hager-Straße 15, 6372 Oberndorf in Tirol. 



 
 

 

 
Seite 7 von 10 

 

 

§ 7 

Mittelaufbringung des Gemeindeverbandes 

 

(1) Die Mittelaufbringung des Gemeindeverbandes umfasst Einzahlungen für die Investitionstätigkeit 

einschließlich Schuldendienst und Einzahlungen für die laufende Wirtschaftsführung sowie 

Einzahlungen für die Anlegung einer Zahlungsmittelreserve. 

 

(2) Zur Sicherung der rechtzeitigen Leistung fälliger, veranschlagter Auszahlungen des Haushaltes 

ist eine Zahlungsmittelreserve für allgemeine Haushaltsrücklagen anzulegen. Die Höhe der 

Zahlungsmittelreserve für allgemeine Haushaltsrücklagen ist so anzusetzen und zu halten, dass die 

Erfüllung ihres Zweckes gewährleistet ist. 

 

 

§ 8 

Beitragsanteile der Verbandsgemeinden 

 

(1) Die durch Einzahlungen nicht gedeckten Auszahlungen für Investitionen und Schuldendienst des 

Gemeindeverbandes sind auf die ihm angehörenden Gemeinden jährlich, entsprechend dem 

Verhältnis der Einwohnerzahlen der Verbandsgemeinden aufgrund des Ergebnisses der jeweils 

letzten Volkszahl laut § 11 Abs. 8 Finanzausgleichsgesetz 2024 FAG 2024, BGBI. I Nr.168/2023, 

zuletzt geändert durch das Gesetz BGBI. I Nr. 128/2024,  vorzuschreiben. 

 

(2) Investitionen im Sinne des Abs. 1 sind die Kosten des Grunderwerbs, der Planung und des Baues 

von Verbandsanlagen. 

 

(3) Schuldendienst im Sinne des Abs. 1 sind Beiträge zur Deckung der Auszahlung für die 

Beschaffung, die Verzinsung und die Rückzahlung der zur Finanzierung von Investitionen 

aufgenommenen Darlehen. 

 

(4) Rücklagen nach Abs. 1 dienen der Sicherstellung zur Liquidität der Verbandskasse. 

 

(5) Die durch Einzahlungen nicht gedeckten Auszahlungen für die laufende Wirtschafsführung, das 

ist die Verbandsverwaltung, der Betrieb und die Erhaltung der Verbandsanlagen, sind  den 

Verbandsgemeinden jährlich, entsprechend dem Verhältnis der Einwohnerzahlen der 

Verbandsgemeinden aufgrund des Ergebnisses der jeweils letzten Volkszahl laut § 11 Abs. 8 



 
 

 

 
Seite 8 von 10 

 

Finanzausgleichsgesetz 2024 – FAG 2024, BGBI. I Nr.168/2023, zuletzt geändert durch das Gesetz 

BGBI. I Nr. 128/2024, vorzuschreiben. 

 

(6) Die Beiträge nach Abs. 1 und 5 sind im Voranschlag und Rechnungsabschluss des  Verbandes 

getrennt auszuweisen. 

 

 

§ 9 

Fälligkeit und Entrichtung der Beitragsanteile der Verbandsgemeinden 

 

(1) Der Verbandsobmann hat den Gemeinden bis spätestens 31. Oktober die im folgenden Jahr zu 

entrichtenden Vorauszahlungen sowie nach dem Vorliegen des Rechnungsabschlusses unverzüglich 

die für das jeweilige Abrechnungsjahr zu leistenden Beiträgen schriftlich mitzuteilen. Aufgrund des 

Rechnungsabschlusses sich ergebende Nachzahlungen sind von den Verbandsgemeinden nach der 

Beschlussfassung über den Rechnungsabschluss binnen einem Monat nach dem Erhalt der 

Vorschreibung zu entrichten. Aufgrund des Rechnungsabschlusses sich ergebende Guthaben sind 

den Verbandsgemeinden auf die nächstfolgenden Vorauszahlungen bzw. auf den nächstfolgenden 

Beitrag anzurechnen. 

 

 

§ 10 

Nachträglicher Beitritt bzw. Ausscheiden von Gemeinden 

 

(1) Tritt eine Gemeinde nachträglich dem Gemeindeverband bei, so hat sie ab dem Tag des 

Beitrittes Beiträge nach § 8 zu leisten. Nachträglich dem Verband beitretende Gemeinden haben 

darüber hinaus zur Investitionstätigkeit des Verbandes vor dem Zeitpunkt ihres Beitrittes einen Beitrag 

nachzuzahlen. Die Höhe solcher Beiträge hat den Beiträgen zu den Investitionen der schon bisher 

dem Verband angehörenden Gemeinden unter Berücksichtigung einer angemessenen Abschreibung 

zu entsprechen. Die Festsetzung dieser Nachzahlung obliegt allenfalls unter Zugrundelegung eines 

Gutachtens eines gerichtlich beeideten Sachverständigen der Verbandsversammlung. Allfällige 

Sachverständigenkosten sind von der beitragswilligen Gemeinde zu tragen. 

 

(2) Scheidet eine Gemeinde aus dem Gemeindeverband aus, so hat sie keinen Anspruch auf 

Rückerstattung der von ihr erbrachten finanziellen Leistungen und verliert darüber hinaus das Recht 

zur Inanspruchnahme aller Verbandsanlagen. 
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§ 11 

Auflösung und Verwendung des Vermögens 

 

(1) Bei Auflösung des Gemeindeverbandes ist das Vermögen zur Deckung seiner Schulden und 

Verbindlichkeiten heranzuziehen. Das verbleibende Vermögen ist auf die beteiligten Gemeinden in 

dem Verhältnis aufzuteilen, in dem sie zur Bildung des Vermögens nach § 8 dieser Satzung 

beigetragen haben. 

 

(2) Zur Zeit der Auflösung für den Gemeindeverband noch bestehende Vertragsverpflichtungen 

gehen auf die verbandsangehörigen Gemeinden zur ungeteilten Hand über. 

 

 

§ 12 

Haftung 

 

(1) Dritten gegenüber haften die dem Gemeindeverband angehörenden Gemeinden für dessen 

Verbindlichkeiten zur ungeteilten Hand. 

 

(2) Untereinander haften die dem Gemeindeverband angehörenden Gemeinden im Verhältnis ihrer 

Beitragspflicht nach § 8 dieser Satzung. 

 

 

§ 13 

Sinngemäße Geltung von Bestimmungen 

 

Soweit  in  dieser  Satzung  oder gesetzlich  nichts  anderes  bestimmt  ist, gelten  für die 

Organisation und die Organe des Gemeindeverbandes die Bestimmungen der Tiroler 

Gemeindeordnung 2001 TGO, LBGl.Nr. 36/2001, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBI. Nr. 

104/2023, sinngemäß, wobei dem Gemeinderat die Verbandsversammlung, dem Gemeindevorstand 

der Verbandsausschuss und dem Bürgermeister der Verbandsobmann entspricht. 
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§ 14 

Geschlechtsspezifische Bezeichnung 

 

Personenbezogene Begriffe in der Satzung haben keine geschlechtsspezifische Bedeutung. Sie sind 

bei der Anwendung auf bestimmte Personen in der jeweils geschlechtsspezifischen Form zu 

verwenden. 

 

 

§ 15 

Inkrafttreten 

 

(1) Diese Satzung des Gemeindeverbandes Abfallwirtschaftsverband Bezirk Kitzbühel tritt mit ihrer 

Genehmigung (Bescheid) durch die Tiroler Landesregierung in Kraft. 

 

(2) Die Änderung des § 8 (Beitragsanteile der Verbandsgemeinden) findet ab dem Finanzjahr 2026  

Anwendung.  

 

Die Vereinbarung und Satzung wird von allen Verbandsmittgliedern einstimmig 
(14 Stimmen) genehmigt. 

 
 

Der Verbandsobmann bedankt sich bei den Verbandsmitgliedern und ersucht die 
angepasste Vereinbarung und Satzung in der nächsten 

Gemeinderatsversammlung zu beschließen und dem Verband den Auszug aus 

dem Sitzungsprotokoll und die Kundmachung zu übermitteln. 
 

 

 
 


